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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschriften über 

den öffentlichen und nicht öffentlichen Teil der 

3. Sitzung. 

* 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU) teilte mit, dass es 

gelungen sei, Herrn Prof. Dr. Duttge von der 

Georg-August-Universität Göttingen und Herrn 

Dr. Lammers, Rechtsanwalt aus Münster, für die 

wissenschaftliche Begleitung des Sonderaus-

schusses sowie die Erstellung des Abschlussbe-

richts zu gewinnen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Themenblock 2: 

„Stand der Forschung über die Verbreitung 

und Übertragung; Konsequenzen für das öf-

fentliche und das private Leben“ 

Bezug: Einsetzungsbeschluss - Drs. 18/7603 

 

Anhörung 

 

Dr. Viola Priesemann 

Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorga-

nisation, Leiterin der Forschungsgruppe „Theorie 

neuronaler Systeme“ 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 12 

Dr. Viola Priesemann: Ein Hallo aus Göttingen 

nach Hannover und an den Rest der Welt!  

Wir haben jetzt das erste Jahr der Pandemie hin-

ter uns, und es sieht nicht so aus, als würde es in 

den kommenden Monaten viel einfacher werden. 

Insbesondere sind wir alle pandemiemüde. Ich 

denke, das gilt für Sie genauso wie für mich und 

meinen Freundes- und Bekanntenkreis. Aus un-

serer Sicht stehen wir vor großen Herausforde-

rungen.  

Das Impfen hat begonnen, aber Sie wissen selbst 

am besten, wie lange es noch dauern wird, bis 

genug Personen geimpft werden. Wie viele Leute 

werden bis Juni/Juli den Impfstoff bekommen? 

Das wird die Zukunft zeigen. Wir werden sehen, 

ob bis dahin zumindest alle, die sich impfen las-

sen wollen, geimpft sind. Das heißt, eine gewisse 

Herdenimmunität, die möglicherweise erreicht 

wird, hilft uns in der kurzen Zeit noch nicht.  

Auch hoffen wir auf eine gewisse Saisonalität, al-

so darauf, dass sich das Virus im Frühjahr weni-

ger stark ausbreitet. Es ist extrem schwer, wis-

senschaftlich zu quantifizieren, wie stark dieser 

Effekt sein wird. Man geht davon aus, dass er 

nicht so stark ausfallen wird, dass wir ein Leben 

wie vorher haben werden. Er wird aber größten-

teils ein wenig Erleichterung bringen.  

Das heißt, wir müssen mit vielen weiteren Mona-

ten rechnen, weil das Impfen so lange braucht. 

Selbst dann, wenn alle, die sich impfen lassen 

wollen, geimpft sind - man sagt, zurzeit liegt das 

bei 50 %, vielleicht ein bisschen mehr -, ist das 

bei Weitem nicht ausreichend, um so etwas wie 

eine Herdenimmunität zu erreichen oder den Um-

gang mit dieser Pandemie sehr stark zu erleich-

tern.  

Daher brauchen wir einen Plan für die nächsten 

Monate. Wir können nicht so weitermachen. In 

den letzten Monaten gab es starke Einschrän-

kungen, aber die Fallzahlen sinken trotzdem 

nicht. Die Pandemiemüdigkeit wird stärker und 

stärker. So geht es nicht gut weiter.  

Deswegen stelle ich Ihnen heute vor, was ich in 

den letzten Wochen und Tagen intensiv mit ande-

ren Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen 

besprochen habe.  

Wir sehen ganz klar einen Konsens, der besagt, 

dass niedrige Fallzahlen helfen, und dies nicht 

nur im Hinblick auf die Gesundheit, sondern auch 

im Hinblick auf die Gesellschaft und auf die Wirt-

schaft. Die hohen Fallzahlen stellen ein großes 

Problem dar. Es sind wirklich ganz klar die hohen 

Fallzahlen, und es ist nicht der Lockdown, der das 

Problem verursacht. Würden wir den Lockdown 

aufheben, dann würde sich die Pandemie noch 

deutlich stärker ausbreiten. 

Ich möchte zeigen, warum wir ein so großes 

Problem haben und warum auch die Kommunika-

tion so extrem schwierig ist.  

Im Freundeskreis höre ich immer wieder: Warum 

werden so starke Einschränkungen vorgenom-

men? Ich kenne doch fast niemanden, der COVID 

hat, und ich kenne überhaupt niemanden, der da-

ran gestorben ist. - Das ist zunächst einmal klas-

se, das ist super. Hätten wir das Virus einfach 

laufenlassen, sähe es sicherlich ganz anders aus. 

Das zeigt aber auch, wie viel Luft nach oben noch 

in Sachen Ausbreitung ist bzw. wie viel wir mit 

unseren Eindämmungsmaßnahmen schon errei-

chen.  

Wir wissen, dass inzwischen, offiziell registriert, 

etwa 2 % der Bevölkerung infiziert worden sind. 

Wir wissen, dass die Dunkelziffer nicht extrem 

hoch ist. Sie ist maximal um den Faktor 2 größer. 

Das ist ein verschwindend kleiner Anteil. Insofern 

ist es absolut korrekt: Wenn eine Person rund 100 

Freunde oder Bekannte hat, dann erwartet man, 

dass zwei positiv Getestete darunter sind. Das ist 

fast niemand. Dann zu erklären, warum wir die 
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Restaurants, die Schulen, die Geschäfte schlie-

ßen, ist außerordentlich schwierig.  

Aber man muss sich vor Augen führen, dass es 

ein Erfolg ist, dass fast niemand jemanden kennt, 

der sich infiziert hat, und dass es wirklich ein Er-

folg ist, dass eigentlich auch niemand jemanden 

kennt, der gestorben ist. Inzwischen versterben 1 

bis 2 % der infizierten Personen. Es hängt extrem 

vom Alter ab; aber dies ist der Mittelwert, der für 

Deutschland gelten würde, wenn jede Gruppe 

gleichermaßen infiziert wäre.  

Das heißt, es gibt noch sehr viele Menschen, die 

sich infizieren und entsprechend auf eine Inten-

sivstation kommen könnten. Deswegen ist ganz 

schwer abzusehen, ob im Frühjahr eine große 

Entspannung eintritt. Das ist nicht sehr wahr-

scheinlich. 

Wir brauchen also einen Plan für das nächste 

halbe Jahr und wahrscheinlich deutlich darüber 

hinaus; denn wir wissen auch nicht, wie lange ei-

ne Immunität anhält. Niedrige Fallzahlen sind 

deshalb das Ziel und haben ganz klare Vorteile.  

Dabei spreche ich, wie gesagt, nicht für mich al-

lein, sondern für eine wirklich sehr große Gruppe 

deutscher und europäischer Wissenschaftler, 

Epidemiologen, Physiker, Virologen, genauso wie 

Wirtschaftswissenschaftler und Gesellschaftswis-

senschaftler. 

Wir müssen die grundlegende Frage stellen: Wol-

len wir diese Katastrophe der hohen Fallzahlen 

weiter verwalten, oder schaffen wir es, die Aus-

breitung so gut unter Kontrolle zu bringen, dass 

die Gesundheitsämter wieder mit der Kontakt-

nachverfolgung nachkommen? 

Dass niedrige Fallzahlen Vorteile haben, ist wirk-

lich Konsens. Auch Herr Streeck, der nach mir 

sprechen wird, hat diesen Aufruf unterschrieben.  

Woran sich jetzt die Geister scheiden, ist - das 

möchte ich auch ganz klar sagen - die Frage: 

Können wir die Fallzahlen im Winter senken? 

Erstens ist der saisonale Effekt nicht besonders 

groß. Das heißt, wenn wir im Winter nicht auf 

niedrigere Zahlen kommen, ist es sehr unwahr-

scheinlich, dass wir im Sommer herunterkämen. 

Dies gilt insbesondere aufgrund der möglichen 

neuen Variante aus England oder auch anderen 

Varianten, die sich sicherlich noch entwickeln 

werden. Das heißt, wir sehen nur ein sehr kleines 

Zeitfenster, in dem wir noch die Chance haben, 

von den hohen Fallzahlen herunterzukommen.  

Zweitens. Warum denke ich, dass die Fallzahlen 

im Prinzip gut gesenkt werden können? - Das 

liegt daran, dass alle unsere Nachbarländer dies 

geschafft haben. Wir können nach Belgien, 

Frankreich und Österreich schauen. Diese Länder 

haben die Fallzahlen heruntergebracht und halten 

sie unten. Ich könnte diese Liste beliebig verlän-

gern. Unsere Nachbarn schaffen es. Es gibt fast 

keinen Grund, warum Deutschland das nicht auch 

schaffen sollte.  

Wenn man die Fallzahlen senken will, wie schafft 

man das am besten? Ich würde Ihnen jetzt am 

liebsten ein Baukastensystem geben und Ihnen 

z. B. sagen: Wir brauchen eine Reduktion der An-

steckungen um 75 %. Dafür brauchen Sie aus 

diesem Baukasten den ersten, zweiten und drit-

ten Block für drei Wochen, für vier Wochen, für 

sechs Wochen. - Das kann ich leider nicht.  

Ich kann Ihnen sagen, warum das so schwer vor-

hersehbar ist: Wir können quantifizieren, wie viel 

die Schließung der Schulen und Universitäten im 

März gebracht hat, aber im März gab es eine 

komplett naive Population. Jetzt besteht eine 

ganz andere Situation. Die Bevölkerung verhält 

sich anders. Wir haben aber auch bessere Hygie-

nemaßnahmen, bessere Masken und bessere 

Tests. Insofern ist es extrem schwer vorherseh-

bar, wie sich eine Maßnahme am Ende auf die 

Zahlen auswirken wird. Das heißt, wir wissen es 

nicht. 

Dennoch kann ich Ihnen relativ klare Empfehlun-

gen geben. Wenn Sie das Ziel haben, die Fall-

zahlen zu senken - das ist wirklich eine Entschei-

dung von ja oder nein; dabei gibt es keinen Raum 

für Kompromisse -, dann sollten Sie das so 

schnell wie möglich machen. Denn es ist unser al-

ler Ziel, dass wir die Schulen endlich wieder si-

cher aufmachen. Dahinter stehe auch ich. Ich ha-

be das gleiche Betreuungsproblem wie viele mei-

ner Kolleginnen, wie viele meiner Freunde. Wir 

wollen die Schulen wieder zuverlässig offen ha-

ben. Wir können sie öffnen, wenn die Fallzahlen 

unten sind.  

Wie bekommen wir sie also schnell herunter? 

Dabei sollte es nicht um die Frage gehen, was wir 

aus den Maßnahmen herausnehmen können, 

sondern darum, was wir alles in diese Maßnah-
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men aufnehmen können, damit wir nicht vier Mo-

nate, sondern nur vier Wochen brauchen.  

Ich möchte Ihnen sagen, warum wir jetzt jede 

5-%-Stufe brauchen, wenn wir die Fallzahlen 

senken wollen. Wenn wir einen R-Wert von 0,9 

erreichen, dann dauert es einen Monat, um die 

Fallzahlen zu halbieren. Wenn wir einen R-Wert 

von 0,7 erreichen, dann brauchen wir eine Wo-

che, um die Fallzahlen zu halbieren. Um also um 

den Faktor 10 zu reduzieren, brauche ich entwe-

der vier Wochen oder vier Monate.  

Das ist Ihre Entscheidung! Es ergibt keinen Sinn, 

halbe Sachen zu machen, weil es den Lockdown 

unnötig extrem verlängert. In dem Moment, wenn 

ich es aber schaffe, 5 % mehr Ansteckungen zu 

vermeiden, kann ich die notwendige Dauer des 

Lockdowns im Zweifel halbieren.  

Wir brauchen klare Ziele. Inzwischen ist es, den-

ke ich, Konsens, dass wir unter einen Inzidenz-

wert von 50, im Zweifel deutlich unter einen Inzi-

denzwert von 50, kommen sollten. Sie können Ih-

re Gesundheitsämter fragen, ab wann die Kon-

taktnachverfolgung wieder gut funktioniert. Sie 

können schauen, ab wann die Tests wieder aus-

reichen, um alle Kontakte zu verfolgen.  

Wie gesagt, um die Fallzahlen zu senken, zählt 

jede zusätzliche Reduzierung um 5 %. Ich weiß, 

dass die Politik die Kunst des Kompromisses ist. 

Aber ich möchte mich als Wissenschaftlerin ganz 

klar positionieren und sagen: Das ist dieses Mal 

eine Frage von ganz oder gar nicht. Das Zeitfens-

ter, das für Sie besteht, bevor sich diese Variante 

aus England oder irgendeine andere Variante hier 

etabliert hat und es uns sehr viel schwieriger 

macht, ist klein. Das ist eine Frage von ein paar 

Tagen, vielleicht noch von ein, zwei Wochen. Es 

ist schwierig, präzise Zahlen zu nennen, weil wir 

keine gute genetische Surveillance haben. Aber 

ich denke, dass in diesem Fall Vorsicht geboten 

ist.  

Daher mein Aufruf. Es gibt viele Bereiche, in de-

nen Kompromisse gut sind. In diesem Fall sind 

Kompromisse ausnahmsweise nicht gut. Sie 

brauchen einmal eine klare Entscheidung hin auf 

ein Ziel: ob Sie die Fallzahlen herunterbringen 

wollen oder ob sie sie nicht herunterbringen wol-

len. Wenn Sie sagen, Sie wollen weiter auf die-

sem Niveau bleiben, so ist das eine mögliche Al-

ternative. Sie können sagen: Wir schauen weiter-

hin einfach nur, dass die Intensivkapazitäten nicht 

zu sehr überlastet sind - was auch immer „zu 

sehr“ genau bedeutet. Dann kann man im Prinzip 

noch Monate so weitermachen. Aber das ist we-

der eine Strategie, noch bringt das Erleichterung.  

Es gibt eine Erleichterung, wenn die Fallzahlen 

unten sind. Das liegt daran, dass sich die Ge-

sundheitsämter dann auf die verbleibenden Infek-

tionsketten konzentrieren können.  

Lassen Sie mich dazu ein Bild zeichnen: 

Ich habe lange in Portugal gelebt. Portugal ist ein 

wunderbares Land, aber dort gibt es auch immer 

wieder Waldbrände. Ich habe es auf der anderen 

Seite des Flusses ein-, zweimal gesehen. Wenn 

ein Brand außer Kontrolle geraten ist, haben die 

Löschhubschrauber oder Löschflugzeuge im 

Prinzip keine Chance. Alles, was man machen 

kann, ist zu schauen, dass die Dörfer nicht ab-

brennen.  

Das ist eine Möglichkeit und entspricht sozusagen 

dem Schutz der Älteren. Das kann man versu-

chen. Viele Dörfer, zumindest die kleineren, bren-

nen trotzdem ab.  

Die andere Möglichkeit besteht darin zu sagen: 

Es gibt einen lokalen Ausbruch, es gibt ein loka-

les Feuer. Es ist Kapazität vorhanden, so lange 

es noch klein ist, es mit aller Kraft einzudäm-

men. - Dann gibt es lokale Einschränkungen, und 

man muss nicht ganz Deutschland in einen Lock-

down versetzen, der zudem noch ständig on und 

off nachreguliert werden muss.  

Dieses Waldbrandmotiv passt sehr gut zur Pan-

demie. Es zeigt sehr deutlich, dass wir entweder 

die Kontrolle oder keine Kontrolle haben. Eine 

halbe Kontrolle gibt es leider nicht.  

Ich möchte auf den Schutz der Älteren eingehen, 

weil das auch ein wichtiges Thema ist. Es ist 

selbstverständlich, dass wir die vulnerablere Be-

völkerung schützen wollen und sollten. Das ha-

ben auch viele Länder schon versucht. Leider war 

bisher noch kein einziges Land darin erfolgreich - 

außer vielleicht den Ländern, die jetzt bei „zero 

COVID“ sind.  

Aber wir haben das in Deutschland schon sehr 

gut geschafft. Wir haben im Sommer eine extrem 

niedrige Inzidenz bei den älteren Personen zu 

verzeichnen gehabt. Das lag daran, dass die Fall-

zahlen insgesamt niedrig waren und dass es 
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wahrscheinlich eine sehr geringe Dunkelziffer 

gab. Das heißt, eine niedrige Inzidenz ist der al-

lerbeste Schutz der vulnerablen Bevölkerungs-

gruppen. Das ist intuitiv und leicht verständlich. 

Wenn Sie möchten, können Sie bei Nature Com-

munications ein Paper dazu nachlesen. Das ist 

gerade vor drei Tagen im Journal akzeptiert wor-

den. Alternativ kann ich versuchen, Ihnen das in-

tuitiv klarzumachen.  

Wenn die Fallzahlen niedrig sind, können die Ge-

sundheitsämter die Kontakte nachverfolgen. Es 

gibt genug Tests, um alle Verdachtspersonen zu 

testen. Das ist gut. Es bedeutet: Jemand, der ge-

testet ist, ist im Idealfall zu Hause in Quarantäne 

und steckt niemanden mehr an. Das Problem sind 

die Menschen, die nicht in Quarantäne sind, die 

Menschen, die gar nicht wissen, dass sie infiziert 

sind und dann in ihrer prä- oder auch in ihrer 

asymptomatischen Phase dieses Virus zu ihren 

Freunden, zu ihrer Familie oder zu ihrem Arbeits-

platz und im Zweifel auch in ein Altenheim tragen.  

Das ist nicht schön für die Person, die jemanden 

infiziert hat, der möglicherweise auch einen 

schweren Verlauf hat, und es nicht schön für die 

Person, die einen schweren Verlauf haben könn-

te.  

Wenn die Fallzahlen hoch sind und die Gesund-

heitsämter nicht mehr hinterherkommen, gibt es 

immer mehr von diesen Menschen, die nicht wis-

sen, dass sie Träger sind. Die sind unser Prob-

lem. Unser Problem sind nicht die Personen, die 

schon getestet sind. Diese isolieren sich hoffent-

lich ausreichend gut. Das Problem sind jene, die 

gar nicht wissen, dass sie infiziert sind. Die Zahl 

dieser Menschen geht, wie gesagt, deutlich nach 

oben, wenn die Fallzahlen hoch sind und die Ge-

sundheitsämter die Kontrolle verloren haben. - 

Das ist der Unterschied zwischen Kontrolle und 

Nicht-Kontrolle.  

Wir haben in einer Publikation für das Deutsche 

Ärzteblatt darlegen können, dass die Fallzahlen 

und auch die Todeszahlen bei den Älteren den 

ganzen Sommer über bis Mitte/Ende September 

konstant geblieben sind, obwohl die Fallzahlen in 

der Gesamtbevölkerung anstiegen. Was bedeutet 

das? - Die Fallzahlen in der Gesamtbevölkerung 

sind anfangs hochgegangen, aber die Todeszah-

len sind nicht gestiegen, weil die Älteren ge-

schützt waren. Dann kam der Kipp-Punkt, und es 

gab zu viele Infizierte. Das Geschehen ist Land-

kreis für Landkreis außer Kontrolle geraten, und 

es erfolgte der Eintrag in die vulnerablen Bevölke-

rungsgruppen. Mit dem Delay von zwei Wochen, 

den man erwartet, sind auch die Todeszahlen 

entsprechend hochgegangen. 

Das heißt, wir sehen in den Daten diesen Kipp-

Punkt, ab dem die Gesundheitsämter die Kontrol-

le verlieren und ab dem dieses Virus vermehrt zur 

vulnerablen Bevölkerung getragen wird.  

Das eine ist der Schutz der Personen in Heimen. 

Er ist absolut wichtig, und er erfolgt ja auch. Je-

der, der sagt, wir müssten die Alten schützen, 

sagt im Prinzip, wir hätten es bisher nicht ge-

macht. Das ist sicherlich nicht der Fall. Die Men-

schen geben sich sehr viel Mühe. Es ist bisher 

einfach keinem Land perfekt gelungen. Niedrige 

Fallzahlen helfen extrem. Sicherlich kann man mit 

Tests versuchen, das Virus aus den Heimen zu 

halten. Aber jedes Mal, wenn ein Virus diese 

Tests auf die eine oder andere Weise umgehen 

kann, dann ist es im Heim, und dann ist es auch 

außerordentlich schwer, es dort wieder herauszu-

holen.  

Sie können gerne mit Sandra Ciesek aus Frank-

furt darüber reden, die gemeinsam mit den Ge-

sundheitsämtern dort versucht, das Virus wieder 

aus den Altenheimen herauszubringen, wenn es 

dort angekommen ist. Es setzt sich dort trotz gro-

ßer Bemühungen teilweise in hohem Maße fest.  

Die Jüngeren liegen uns natürlich auch sehr am 

Herzen. Wir brauchen Bildung, wir brauchen 

Schule, wir brauchen den Zugang der Betreu-

ungspersonen, der Lehrpersonen zu den Schü-

lern. Das ist absolut richtig. Deswegen ist es aus 

unserer Sicht so extrem wichtig, dass wir nicht 

nur die Schulen schließen, sondern dass wir jetzt 

auch alles andere schließen, was man schließen 

kann, damit wir die Schulen so schnell wie mög-

lich wieder öffnen können.  

Es gibt sehr kreative Konzepte, wie man die 

Schulen sinnvoll und vorsichtig wieder öffnen 

kann. Man findet einen Weg. Sie können sich 

gern umhören. Der Direktor der Göttinger Ge-

samtschule hat z. B. ein sehr gutes Konzept zur 

Insellösung vorgestellt.  

Aber die essenzielle Frage lautet: Wollen Sie 

niedrige Fallzahlen? - Diese Frage müssen Sie 

mit einem Ja oder einem Nein und dürfen Sie 

nicht mit einem Vielleicht beantworten. Wenn Sie 
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niedrige Fallzahlen wollen, dann ist klar, dass das 

Allerbeste ein kurzer, starker Lockdown ist, damit 

wir die Zielinzidenz so schnell wie möglich errei-

chen. Wir dürfen es nicht an einem Datum fest-

machen, sondern an einer Zielinzidenz, und wir 

sollten, wenn ein Bundesland diese erreicht hat, 

entsprechend nachplanen, belohnen und einen 

Lockerungsplan haben, der natürlich diesen Er-

folg nicht direkt wieder verspielen soll.  

Die Kurzfassung lautet: Bitte entscheiden Sie sich 

jetzt endlich für ein Ganz-oder-gar-nicht! 

Wenn Sie Fragen stellen wollen, werde ich nun 

den Rest meiner Redezeit gern darauf verwen-

den.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Frau Dr. Priese-

mann, das ist großartig. Zunächst vielen Dank für 

Ihren eindrücklichen und nachdrücklichen Impuls. 

Erste Wortmeldungen gibt es bereits. Wir werden 

die Fragen jetzt direkt an Sie richten. Frau Kolle-

gin Thela Wernstedt wird beginnen.  

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD): Frau Priese-

mann, herzlichen Dank für Ihr leidenschaftliches 

Plädoyer. Ich habe zwei Fragen.  

Erstens. Sie sprachen, wie ich glaube, völlig zu 

Recht an, dass dieses abstrakte Moment von 

Fallzahlen, von Inzidenzwerten usw. gut kommu-

niziert werden muss, damit die Menschen eine 

Vorstellung davon haben, wie wichtig es ist, sich 

an bestimmte Verhaltensregeln zu halten. Gibt es 

Konzepte für eine gute Risikokommunikation? 

Das ist ja durchaus eine Herausforderung, sowohl 

für Wissenschaftler als auch für Politiker als auch 

für andere Menschen, die sich in der Öffentlich-

keit bewegen.  

Zweitens. Sie plädieren sehr stark dafür, dass die 

Bundesregierung zusammen mit den Länderchefs 

jetzt harte Maßnahmen einleitet. Was passiert 

danach? Nehmen wir einmal an, wir machen das 

jetzt alles, und in vier Wochen sieht die Lage we-

sentlich besser aus. Dann sind wir immer noch im 

Winter, dann sind die Räume immer noch ge-

schlossen und geheizt, und die Menschen fangen 

dann bestenfalls stufenweise wieder an, Geburts-

tage zu feiern, zur Arbeit zu gehen usw. Dann 

schießen die Zahlen ja wieder hoch. Gibt es Be-

rechnungen, wie ein Stufenplan sinnvollerweise 

aussehen kann, damit das gerade nicht passiert, 

sondern wir auf einem niedrigen Niveau bleiben? 

Das habe ich mich schon den ganzen Winter über 

bei sämtlichen Äußerungen dieser Art gefragt und 

habe bisher noch keine befriedigende Antwort 

bekommen - zumindest keine, die öffentlich kom-

muniziert wurde. 

Dr. Viola Priesemann: Erstens. Risikokommuni-

kation und Konzepte sind essenziell, aber das ist 

absolut nicht mein Metier. Allerdings müssen Sie 

insoweit definitiv nacharbeiten, um auch die Be-

völkerungsgruppen zu erreichen, die wir noch 

nicht erreicht haben.  

Ich würde sagen, ein ganz großer Teil der Bevöl-

kerung gibt sich schon seit Wochen und Monaten, 

mindestens seit November oder Dezember, sehr 

viel Mühe. Aber es gibt einen anderen Teil, den 

man sehr schlecht erreicht. Ja, insoweit brauchen 

wir ganz dringend ein Konzept und auch mehr 

Möglichkeiten.  

Meiner Meinung nach würde es sehr helfen, wenn 

sich die Politik einigte und klar sagte, man wolle 

jetzt dieses Ziel der niedrigen Inzidenz verfolgen. 

Sie sollte nicht sagen: „Wir wollen es, aber wir 

öffnen das, das und das“, sodass nach der Konfe-

renz die Öffnungsdiskussionen direkt wieder los-

gehen, lange bevor man ein aus epidemiologi-

scher Sicht sinnvolles Ziel erreicht hat.  

Was passiert danach? Das ist eine gute Frage. 

Würde ich Ihnen versprechen, das Leben sei da-

nach wie vorher, wäre das leider nicht korrekt. 

Selbstverständlich brauchen wir weiterhin AHA-

Maßnahmen usw. und auch gewisse Einschrän-

kungen.  

Wir wissen grob, was die Einschränkungen brin-

gen. Wir können sehen, dass wir im letzten Som-

mer über Monate niedrige Fallzahlen und über 

Monate eine Kontrolle hatten. Jetzt gibt es mehr 

Tests, es gibt inzwischen sogar Schnelltests. Das 

heißt, in dem Maße, wie wir testen, testen und 

noch einmal testen, können wir auf der anderen 

Seite lockern. Aber Ziel muss eine niedrige Inzi-

denz sein, und man muss in dem Moment, in dem 

man eine Inzidenz von 50 auch nur annähernd er-

reicht, so schnell wie möglich gegensteuern und 

darf es nicht laufenlassen, bis man wieder über 

solche Maßnahmen nachdenkt.  

Nehmen wir, um etwas Konkretes zu nennen, die 

Studie von Brauner et. al., die gerade in der  

Science erschienen ist und quantifiziert, welche 

Maßnahmen in etwa wie viel bringen, und unsere 
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Studie, bei der wir überlegt haben, wie viel man 

durch Kontaktnachverfolgung erreicht. Wir sehen, 

dass wir rund 40 % der Ansteckungen vermeiden 

müssen. Im Prinzip geht es um sechs Bereiche: 

um den Einzelhandel, um das Testen bzw. alter-

nativ um Homeoffice, um Basishygienemaßnah-

men, um das Absagen der Großveranstaltungen, 

um Schulen und um Mobilität.  

Um eine Größenordnung zu nennen: Wir wissen, 

dass jeder dieser Bereiche zwischen 15 und 30 % 

bringt. Das heißt, die Hygienemaßnahmen zu-

sammen mit dem Absagen der Großveranstaltun-

gen, also zusammen mit einer Kontaktbeschrän-

kung bis herunter auf zehn Personen, werden im 

Sommer wahrscheinlich ausreichend sein - wenn 

dies alles wirklich eingehalten wird, wenn die 

Menschen, die als infiziert festgestellt werden, 

auch wirklich in Quarantäne gehen und wenn das 

Testen und das Kontaktnachverfolgen zuverlässig 

und schnell funktionieren. Um diese drei Wenns 

geht es. Überall, wo Lücken sind, muss an ande-

ren Stellen nachgearbeitet und ausgeglichen 

werden. 

Im Winter ist die Eindämmung etwas schwieriger. 

Da wird man sich überlegen, in welchen anderen 

Bereichen Einschränkungen aufrechterhalten 

werden müssen. Dabei kann an einen Aufruf zum 

Homeoffice, es kann an Wechselunterricht in den 

Schulen gedacht werden. Das ist etwas, was in 

Ihren Händen liegt und mit dem wir auch Erfah-

rung sammeln müssen. Aber die Größenordnung, 

die ich Ihnen ganz grob an die Hand geben wür-

de, wäre, dass Treffen jenseits von zehn Leuten 

auch weiterhin sicherlich nicht gut möglich sind 

und dass wir die Fallzahlen unbedingt niedrig hal-

ten müssen. Ansonsten wird die Eindämmung 

deutlich schwieriger. Das ist der andere Punkt, 

warum es sich lohnt, die Fallzahlen niedrig zu hal-

ten.  

Ich würde es Ihnen so gerne sagen, aber ich 

kann es Ihnen nicht sagen. Sie hören, wie ich 

quasi stottere. Man muss es ausprobieren, und es 

hängt eben essenziell auch daran, wie die Men-

schen informiert sind, wie gut sie es umsetzen 

und wie gut z. B. am Arbeitsplatz gescreent und 

getestet wird. Das sind ja Möglichkeit, die man im 

Prinzip gut umsetzen könnte, wenn wir genügend 

Schnelltests haben.  

All das gleicht es aus. Je früher man Infektions-

ketten entdeckt, desto schneller kann man sie 

eindämmen, solange sie noch klein sind. 

Es ist einfach schwierig. Ich würde es Ihnen gern 

sagen. Ich kann es nicht. Das muss man auspro-

bieren, und am Ende ist es auch eine Güterab-

wägung, die in gewissem Maße arbiträr ist: Erlau-

be ich erst, dass sich Menschen mit 20 Personen 

treffen, oder führe ich lieber Wechselunterricht in 

den Schulen durch? Insoweit kann ich Ihnen nicht 

wirklich weiterhelfen.  

Den Punkt, den ich für essenziell halte, nenne ich 

Ihnen noch einmal: Um Fallzahlen herunterzu-

bringen, haben wir oft einen mehr als additiven 

Effekt, wenn wir alles gleichzeitig machen. Denn 

wenn beispielsweise im Homeoffice gearbeitet 

wird und die Schulen geschlossen sind, ist auch 

der öffentliche Verkehr, der besonders in großen 

Städten eine Rolle spielt, deutlich entlastet. 

Es ist also ein Ganz-oder-gar-nicht. Danach kann 

man schauen, inwiefern man mit moderaten Ein-

schränkungen über die nächsten Monate kommt. 

Das Schöne ist: Es wird von Monat zu Monat ein-

facher. Wir werden mehr Tests haben, wir werden 

mehr Impfungen haben, und wir werden Stück für 

Stück mehr Erfahrung haben, und auch das Wet-

ter wird uns ein wenig helfen. Dagegen sprechen 

die Pandemiemüdigkeit und das Erreichen all je-

ner, die wir noch nicht so gut erreicht haben.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Vielen Dank, 

Frau Dr. Priesemann. Als Sie eine kurze Gedan-

kenpause einlegten, war es sehr ruhig im Saal, 

weil alle dachten: Welche konkrete Angabe 

kommt jetzt? Aber wenn es so einfach wäre, wür-

de es diesen Sonderausschuss mit seiner Frage-

stellung nicht geben, um den Blick in die Zukunft 

zu richten.  

Abg. Christian Grascha (FDP): Vielen Dank, 

Frau Dr. Priesemann, für den Input. Ich habe drei 

Fragen, die sich für mich ergeben haben.  

Erstens. Das angestrebte Ziel lautet, die Zahlen 

möglichst deutlich zu reduzieren. Wenn ich das, 

was ich von Ihnen in den letzten Tagen und Wo-

chen wahrgenommen habe, richtig verstanden 

habe, ist für Sie nicht die Inzidenz von 50 rele-

vant, sondern eine Größenordnung deutlich da-

runter. Diese Situation hatten wir ja im Prinzip im 

Sommer des letzten Jahres. Was haben wir im 

Sommer aus Ihrer Sicht falsch gemacht bzw. wo 
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hätte man im Sommer noch viel stärker Vorsorge 

treffen müssen, um nicht in diese Situation hin-

einzugeraten, die aktuell besteht? 

Zweitens. Sie haben gesagt, im Prinzip solle „al-

les“ geschlossen werden. Vielleicht können Sie 

das präzisieren. Ich nenne einmal die Beispiele 

des Lebensmitteleinzelhandels um die Ecke, der 

Kureinrichtungen, wo andere Erkrankte versorgt 

werden, der Physiotherapeuten, die andersartige 

Erkrankungen behandeln oder therapieren. Was 

heißt aus Ihrer Sicht, „alles“ zu schließen? 

Meine dritte Frage bezieht sich auf die Nachver-

folgung von Kontakten. Über sie haben wir heute 

Morgen auch im Sozialausschuss gesprochen. 

Von der Landesregierung wurde gesagt - das ist 

auch bekannt -, eine Kontaktnachverfolgung sei 

im Moment aufgrund der Vielzahl der Fälle nicht 

möglich.  

Wir haben die Frage, wo eigentlich Infektionen 

entstehen, schon im Sommer des letzten Jahres 

gestellt. Damals konnte uns das auch nicht ge-

sagt werden. Was muss eigentlich die Kontakt-

nachverfolgung erfragen; oder nach welchem 

Muster sollte man vorgehen, damit eine relativ 

hohe Wahrscheinlichkeit besteht, tatsächlich her-

auszufinden, wo Infektionen entstehen? Mögli-

cherweise entstehen sie auch nicht nur an einer 

Stelle. Man kann ja auch - so habe ich das ver-

standen - an verschiedenen Stellen einer Virus-

last ausgesetzt sein, und die Summe führt dann 

zu einer Erkrankung.  

Können Sie Empfehlungen geben, welche Merk-

male man erfassen sollte, um ein besseres Bild 

darüber zu haben oder - im Moment haben wir ja 

keines - überhaupt ein Bild darüber zu bekom-

men, wo Infektionen entstehen? 

Dr. Viola Priesemann: Was ist im Sommer gut 

gelaufen, was ist im Sommer schiefgelaufen? Im 

Sommer ist extrem gut gelaufen, dass wir mona-

telang niedrige Fallzahlen hatten. Wenn Sie sich 

die Fallzahlen Deutschlands versus den Fallzah-

len der Nachbarländer im August und September 

anschauen - wenn Sie möchten, kann ich es noch 

einmal zeigen; das ist wirklich sehr beeindru-

ckend -, dann sehen Sie, dass in den Nachbar-

ländern, in Belgien, in der Schweiz, in Tschechien 

usw., die Fallzahlen deutlich gestiegen sind, wäh-

rend sie in Deutschland noch relativ niedrig wa-

ren. Das heißt, sechs Wochen lang haben wir uns 

einem Influx entgegenstemmen können.  

Im Sommer sind drei Dinge zusammengekom-

men. Erstens gab es durch den Influx von außen 

neue Fälle, zweitens hat man mehr und mehr ge-

lockert, drittens spielte ein Stück weit die Saiso-

nalität eine Rolle. Das werden die Hauptfaktoren 

gewesen sein. Wie viel jeder dazu beigetragen 

hat, war sicherlich regional verschieden.  

Was dann falsch gemacht wurde, ist, dass die 

Obergrenze von 50, die ja immer als eine klare 

Obergrenze definiert war, nicht mehr wahrge-

nommen worden ist. Im Sommer wurde das an-

ders gemacht. Im Sommer wurde, als es in Gü-

tersloh oder in Göttingen oder in anderen Orten 

Ausbrüche gab, konsequent nachgesteuert. Das 

bedeutet: Göttingen hat nachgesteuert, damit 

nicht ganz Deutschland in den Lockdown musste.  

Das ist die Idee von einer Art Strategie, die aber 

nur funktioniert, wenn die Fallzahlen insgesamt 

äußerst niedrig sind. 

Im Sommer ist also gut gelaufen, dass wir die 

Fallzahlen trotz der hohen Inzidenzen in den 

Nachbarländern lange niedrig gehalten haben. 

Aber irgendwann ist es aus verschiedenen Grün-

den gekippt.  

Das weist klar darauf hin, dass man das nicht in 

Deutschland alleine regulieren kann. Man kann 

es immer nur zu einem gewissen Grad. Eigentlich 

brauchen wir eine europäische Lösung. Es gibt 

die Website https://containcovid-pan.eu mit vielen 

Unterzeichnenden. Dort stehen viele Informatio-

nen, und Sie sehen dort, dass sehr viele sehr 

hochkarätige internationale Wissenschaftler dies 

unterstützen. 

Was bedeutet, alles zu schließen, genau? Da sa-

ge ich: Das ist Ihre Aufgabe. Sie müssen wirklich 

noch einmal genau hinschauen. Jede weitere 

Reduzierung um 5 % bringt etwas. Zu halbieren, 

bedeutet - nehmen wir einen Landkreis mit einer 

Inzidenz von 200; diese haben wir ja in Nieder-

sachsen fast nirgendwo - einen exponentiellen 

Rückgang von 200 auf 100, auf 50, auf 25, auf 

12,5. Das heißt, die Inzidenz von 12,5 ist von der 

Inzidenz von 50 gar nicht so weit weg. Das ist die 

Frage, ob man zwei Wochen früher oder zwei 

Wochen später auf- oder zumacht.  

Es geht auch nicht darum, den Lockdown zu er-

halten, bis man dort unten ist. Es geht darum, ihn 

zu halten, bis die Gesundheitsämter wieder hin-

terherkommen.  

https://containcovid-pan.eu/
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Jetzt ist zu fragen: Wo liegt die Kapazitätsgrenze 

der Gesundheitsämter? Gibt es eine fixe Zahl? 

Können wir beispielsweise sagen, bis zu einer In-

zidenz von 20 schaffen sie es, darüber schaffen 

sie es nicht? - Nein, diese Kapazitätsgrenze gibt 

es natürlich auch nicht. Jetzt, da es eine Kontakt-

beschränkung gibt, hat jede Person viel weniger 

Kontakte. Insofern ist die Kontaktnachverfolgung 

auch viel einfacher. Das macht locker den Fak-

tor 10 aus, wenn es darum geht, wie lange es 

dauert, die Kontakte einer Person nachzuverfol-

gen.  

Woran Sie auch arbeiten könnten, ist die Öffent-

lichkeitsarbeit. Erzählen Sie den Leuten, wie 

„Kontaktnachverfolgung zum Selbermachen“ 

geht! Schauen Sie nach Schweden. Dort machen 

die Menschen das selbst. Wenn jemand infiziert 

ist oder vermutet, infiziert zu sein, kontaktiert er 

selbst seine Freunde und Bekannten; denn man 

weiß ja, mit wem man Kontakt gehabt hat.  

Was bringt die Kontaktnachverfolgung insbeson-

dere im Hinblick auf die Frage, wo Infektionen 

entstehen? - Die meisten Infektionen entstehen 

dort, wo man lange viel Kontakt hat. Meistens 

kennt man die Namen dieser Personen. Die wich-

tigen und die besonders riskanten Kontakte, was 

eine Ansteckung angeht, sind also typischerweise 

bekannt. Denn die meisten Infektionen entstehen 

in der Familie, und das wird sich nicht vermeiden 

lassen. Wenn ich sage: „Alles schließen!“, heißt 

das nicht, dass wir wollen, dass sich jede Person 

einer Familie in einem separaten Raum aufhält. 

Ich denke, die Güterabwägung ist uns allen klar.  

In den Familien lassen sich diese Infektionen also 

nicht vermeiden. Man muss sich demnach auf alle 

Verbindungen zwischen den Haushalten konzen-

trieren. Das ist die Schule, das ist der Arbeits-

platz, das ist der Freundeskreis, es ist die Frei-

zeit.  

Ein flankierender Punkt ist die Mobilität. Wenn 

man sie einschränkt, hilft es, das Infektionsge-

schehen nicht zu sehr von einem Bereich in den 

anderen zu tragen. Das bringt immer dann etwas, 

wenn man irgendwo lokal einen großen Ausbruch 

verzeichnet, von dem man nicht möchte, dass er 

sich in die gesamte Region ausbreitet. 

Wir wissen nicht, was in Restaurants geschieht. 

Wir wissen nicht, wie viele Infektionen in den öf-

fentlichen Verkehrsmitteln erfolgen. Diese werden 

sich auch zu einem gewissen Grad nicht vermei-

den lassen. Aber zu sagen, nur weil wir es nicht 

wissen, geschieht dort nichts, bedeutet die Um-

kehr des schönen Spruchs „Absence of evidence 

is not evidence of absence“, was bedeutet: Nur, 

weil wir es nicht wissen, heißt es nicht, dass es 

dort nicht stattfindet. Im Gegenteil. Wir haben ja 

gerade hier in Niedersachsen zu Anfang ein paar 

sehr prominente Ausbrüche in Restaurants zu 

verzeichnen gehabt.  

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Auch von mir 

herzlichen Dank. - Frau Dr. Priesemann, Sie ha-

ben in einem Interview mit dem Deutschlandfunk 

Anfang Januar vorgeschlagen, statt auf die Zahl 

der erlaubten Kontakte - eine Person oder zwei 

Personen außerhalb des Haushalts - zu schauen, 

eher auf Bubbles zu setzen. Könnten Sie näher 

erläutern, welche Vorteile das hat? 

Und können Sie ein paar Sätze dazu sagen, wie 

Schweden die private Kontaktnachverfolgung ge-

lungen ist? Ich zumindest glaube, dass dieser 

Weg viel schneller ist als der über Teststation und 

Gesundheitsamt. Zumindest in der Kita läuft es in 

der Regel auch so, dass man, wenn es eine In-

fektionserkrankung gibt, alle Eltern schnell selbst 

informiert und nicht über die Kita-Leitung und 

über das Gesundheitsamt geht und wartet, bis 

diese es meldet.  

Dr. Viola Priesemann: Die private Kontaktnach-

verfolgung ist auch datenschutzrechtlich ein wich-

tiger Punkt. Man selbst darf jeden darüber infor-

mieren, dass man möglicherweise infiziert ist. Das 

hilft extrem. Insofern könnte Öffentlichkeitsarbeit 

sicherlich helfen.  

In Schweden ist es angeblich normal, dass es pri-

vat gemacht wird. Die Gesundheitsämter schei-

nen diesbezüglich relativ wenig zu unternehmen. 

So sind aber eben alle europäischen Länder ein 

Stück weit verschieden, was die unterschiedli-

chen Maßnahmen angeht.  

Ein Problem besteht allerdings bei der privaten 

Kontaktnachverfolgung. Eine Personen, die sich 

isolieren will, braucht eine Quarantäne-Anord-

nung. Das heißt, eine Warnung durch die App 

oder die Warnung von einem Freund oder Kolle-

gen, dass man möglicherweise infiziert ist, reicht 

nicht aus, um zu Hause zu bleiben. Das ist ein Di-

lemma, vor dem viele Menschen stehen. Man 

kann natürlich versuchen, sich anderweitig zu-

rückzuhalten, aber man muss theoretisch weiter 

zur Schule oder zur Arbeit gehen. Daher ist es 
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wichtig, dass die Testergebnisse schnell vorlie-

gen.  

Nun zu den Bubbles. Die Kontakte sind jetzt auf 

eine Person beschränkt, die mit im Haushalt sein 

kann. Ich finde, man sollte die persönlichen Dinge 

nicht damit vermengen. Epidemiologisch ist es 

viel wichtiger zu sagen, die Anzahl der Kontakte, 

die ich über eine Woche habe, sollte so gering 

wie möglich sein.  

Nehmen wir zwei Partnerhaushalte, die sich oft 

treffen und über die Schule oder die Arbeit nur 

wenig weitere Kontakte haben. Eine solche 

Bubble hat fast keine Verbindung nach außen. Es 

ist sehr unwahrscheinlich, dass das Virus dort 

hineinkommt oder dort wieder herauskommt. Das 

ist eine Sackgasse.  

Ich würde mir wünschen, dass es eine Empfeh-

lung für Bubbles oder feste Kontakte von Part-

nerhaushalten gibt, so wie es auch eine Empfeh-

lung zum Homeoffice gibt. Ich weiß, dass man 

das nicht kontrollieren kann, aber man könnte es 

offensiv empfehlen. Man sollte auf jeden Fall Kon-

takte haben. Sie kennen sicherlich auch in Ihrem 

Bekannten- oder Freundeskreis Menschen, die 

sich absolut isolieren und darunter leiden. Das ist 

ja auch nicht gut.  

Wenn man sich einen Partnerhaushalt sucht, 

kann das auch in der Kinderbetreuung extrem 

helfen. Wir haben uns im ersten Lockdown, als 

dies hier in Niedersachsen erlaubt war, mit einer 

Partnerfamilie zusammengetan. So kann man die 

Kinderbetreuung, zumindest wenn man flexible 

Arbeitszeiten hat, relativ gut stemmen. Zwei 

Haushalte bedeuten vier Eltern, das bedeutet, 

dass jeder einen Wochentag übernehmen kann. 

Wenn man den Samstag hinzunimmt, hat man 

anderthalb Betreuungstage und kann man bei 

sechs Arbeitstagen der Arbeit relativ gut hinter-

herkommen.  

Bei einem solchen festen Partnerhaushalt haben 

die Kinder soziale Kontakte. Aber das muss jeder 

selbst finden. Das würde z. B. auch die Notbe-

treuung entlasten, und auch die Lerngruppen in 

Schulen könnten sich daran orientieren.  

Die Idee sind feste Kontakte. Ich nenne einmal 

das Beispiel von Weihnachten und Neujahr. Für 

diese Zeit habe ich es einmal explizit aufge-

schrieben. Ich treffe zu Weihnachten das eine 

Set, die Familie. Dann habe ich die Inkubations-

periode von einer Woche. Und zu Neujahr treffe 

ich das andere Set, die Freunde. Damit eröffne 

ich dem Virus Wege, die es zuvor gar nicht ge-

habt hat. Mit festen Kontakten ist die Anzahl der 

Wege, die dieses Virus gehen kann, einfach viel 

geringer. Deswegen ist das so wichtig.  

Ich denke, auch insoweit könnte die Kommunika-

tion, die Öffentlichkeitsarbeit, noch deutlich bes-

ser werden. Wir haben ja schon über Kontakt-

nachverfolgung, über Vorsichtsmaßnahmen und 

darüber gesprochen, dass wir die Gruppen errei-

chen sollten, die wir noch nicht erreicht haben. 

Aber es geht auch um die Bubbles. Sie müssen in 

gewisser Weise erlaubt bleiben bzw. erlaubt wer-

den.  

Warum werden die Treffen draußen oft verboten, 

und drinnen wird nicht explizit eingeschränkt? Ich 

weiß, dass es hierbei um rechtliche Gründe geht. 

Aber ich weiß auch, dass es epidemiologisch viel 

besser wäre, wenn man die Leute nach draußen 

brächte. Sich draußen zu treffen, ist um Größen-

ordnungen, um den Faktor 20, weniger anste-

ckend, und wenn der Wind weht, wahrscheinlich 

noch weniger. - Selbstverständlich sollte dabei 

kein großes Gedränge herrschen.  

Abg. Wiard Siebels (SPD): Wenn ich Sie richtig 

verstanden habe, haben Sie in Ihrem Eingangs-

statement den saisonalen Effekt als nicht beson-

ders hoch eingeschätzt. Bei der Beantwortung ei-

ner Nachfrage haben Sie aber den saisonalen Ef-

fekt als einen der Faktoren bezeichnet, der dazu 

geführt habe, dass das Infektionsgeschehen im 

Sommer nicht so groß war. Wie schätzen Sie den 

saisonalen Effekt ein? 

Dr. Viola Priesemann: Ich kann Ihnen die Grö-

ßenordnung nennen. Aber es ist schwer, gut ab-

zuschätzen. Herr Drosten hat eingeschätzt, dass 

der saisonale Effekt den R-Wert wahrscheinlich 

von 3 auf 2,5 bringt. Das weiß man von anderen 

Corona- oder Grippeviren. Die Basisreprodukti-

onszahl R0 geht also von 3 auf 2,5 zurück. Das 

ist eine Reduktion um rund 20 %. 20 % machen 

einen großen Unterschied. Im Sommer lag der 

R-Wert bei etwa 1. Kommt ein saisonaler Effekt 

hinzu, ist man bei einem R-Wert von 1,2. Dies 

führt dazu, dass sich die Fallzahlen etwa alle zwei 

bis drei Wochen verdoppeln. Das haben wir grob 

gesehen. Danach wurde natürlich wieder gegen-

gesteuert. 
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Die Größenordnung des saisonalen Effekts liegt 

also bei 20 %. Die Virus-Variante aus England 

bringt uns einen Effekt von 40 bis möglicherweise 

70 %. Für die Einordnung bedeutet das zwei sai-

sonale Effekte. Das heißt, wenn die neue Virus-

Variante zusammen mit dem saisonalen Effekt 

auftritt, dann ist es so ähnlich, als ob wir unterm 

Strich vom Sommer nicht auf den Winter, sondern 

auf einen Doppelwinter gingen.  

20 % ist die Größenordnung, die man zurzeit viel-

leicht durch eine Schulschließung erreicht. Der 

saisonale Effekt macht also einen Unterschied, 

der so groß ist, als ob die Schulen offen gehalten 

oder geschlossen werden.  

Ich finde, es ist sehr schwer, Zahlen bezüglich der 

neuen Virus-Variante zu nennen. Eine Studie be-

nennt die Schulschließungen zusammen mit der 

Schließung von Universitäten und Kitas.  

Langer Rede kurzer Sinn: 20 % sind eine Grö-

ßenordnung für den saisonalen Effekt. Dies ist 

einfach kein Gamechanger.  

Ich will es einmal explizit sagen: Man könnte hof-

fen, wenn man auf die Zahlen des letzten Früh-

jahrs schaut. Im letzten Frühjahr sind die Fallzah-

len in allen Ländern gesunken. Es gibt Stimmen, 

die sagen, dass dies nur aufgrund des saisonalen 

Effekts der Fall war und wenig mit dem Lockdown 

zu tun hatte.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Frau Dr. Priese-

mann, ich sage einen herzlichen Dank für Ihre 

Teilnahme an unserer Ausschusssitzung. Ich 

weiß, dass wir mit Sicherheit noch hätten weiter-

machen können und dass auch weitere Fragen 

auftauchen. Aber bei einer solchen Anhörung 

müssen wir auch darauf achten, den Zeitplan ein-

zuhalten.  

Nochmals einen herzlichen Dank für Ihre Informa-

tionen, für den tollen Einstieg, aber auch für die 

Beantwortung der Fragen.  

Noch eine Frage von mir: Werden Sie noch eine 

schriftliche Stellungnahme abgeben, oder könn-

ten wir zumindest einen Literaturnachweis für die 

von Ihnen zitierten Quellen bekommen? 

Dr. Viola Priesemann: Ich habe schriftlich bis-

lang nichts vorbereitet, da ich in gewisser Weise 

nicht für mich, sondern für eine große Gruppe von 

Wissenschaftlern gesprochen habe. In den 

nächsten Tagen werden wir gemeinsam etwas 

verbreiten. Das ist sicherlich sinnvoller, als wenn 

nur ein Name darunter steht.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Super! Dann 

auch noch einen herzlichen Dank dafür. Vielen 

Dank, dass Sie uns zur Verfügung gestanden ha-

ben. Weiterhin alles Gute und viel Kraft! 

Dr. Viola Priesemann: Danke für die Einladung! 

Prof. Dr. Hendrik Streeck 

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung 

Direktor des Instituts für Virologie am Universi-

tätsklinikum Bonn (UKB) 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Zunächst möchte ich 

mich für die Einladung bedanken, die ich als ge-

bürtiger Göttinger sehr gern angenommen habe. 

Ich habe eine Folie zu einem Themenkomplex am 

Ende meiner Ausführungen mitgebracht. Wir wer-

den sehen, ob es gelingt, dass ich sie zeigen 

kann. Dabei geht es um die Saisonalität von 

Coronaviren.  

Wir Virologen haben in unserer Facharztausbil-

dung sehr viel Erfahrung mit Coronaviren, nicht 

nur mit SARS-CoV-2, sondern auch mit sechs 

weiteren, die den Menschen krank machen. Dar-

über hinaus gibt es unzählige Coronaviren im 

Tierreich, und es gibt auch Pflanzen-Coronaviren. 

Coronaviren sind eben bei uns heimisch, also en-

demisch.  

Vor rund 130 Jahren ist letztmals ein heimisches 

Coronavirus auf den Menschen übergegangen - 

das vermutet man zumindest -, die anderen, die 

uns krank machen, vor ein paar Tausend Jahren.  

Im Jahr 1890 gab es die Russische Grippe, von 

der wir mittlerweile denken, dass sie durch das 

sogenannte Coronavirus OC43 ausgelöst worden 

ist. Sie bewirkte eine weltweite Pandemie, bei der 

geschätzt eine Million vor allem ältere Menschen 

verstorben sind. Wir nehmen an, dass das Virus 

damals in der Region Tadschikistan von der Kuh 

auf den Menschen übergegangen ist. Man kam 

dem auf die Spur, dass es von der Kuh kommen 

musste, weil die Kühe gleichzeitig krank gewesen 

sind. Heute ist dieses Virus bei uns heimisch ge-

worden. 
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Über OC43 hinaus kennen wir weitere endemi-

sche Viren wie HKU1, NL63 und 229E. - Das sind 

Namen, die man gleich wieder vergisst.  

Mit dieser Präambel will ich etwas Wichtiges sa-

gen. Diese vier Coronaviren sind für 10 bis 30 % 

der grippalen Infekte in den Herbst- und Winter-

monaten verantwortlich, einmal mehr, einmal we-

niger. Das zeigt uns, dass wir das neue Coronavi-

rus ernst nehmen müssen, dass es auch wichtig 

ist, aber dass wir nicht jetzt erst beginnen, Erfah-

rungen zu sammeln. Wir haben mittlerweile, wie 

Frau Priesemann gesagt hat, ein Jahr Pandemie, 

und wir sehen, dass sich dieses Coronavirus ähn-

lich wie die anderen Coronaviren verhält.  

Eines noch vorweg gesagt: Ich finde es gut, dass 

sowohl Frau Priesemann als auch ich sprechen; 

denn in vielen Dingen sind wir zwar einer Mei-

nung, aber wir interpretieren unterschiedlich. Am 

Ende liegt es an Ihnen, wie Sie die gleichen Da-

ten und unterschiedlichen Interpretationen ausle-

gen.  

Die Infektionszahlen stagnieren zurzeit auf hohem 

Niveau, gehen vielleicht ein Stück zurück. Es ist 

ein fragiler Gewinn, so scheint es, der durch ei-

nen harten Lockdown hart erkauft wurde. Ein Zu-

sammenbruch des Gesundheitssystems konnte 

abgewendet und ein gesamtwirtschaftlicher Ein-

bruch begrenzt werden. Das sind zwar bemer-

kenswerte Erfolge einer gewaltigen gemeinsamen 

Kraftanstrengung, doch es wird zunehmend deut-

lich, dass wir trotz des Impfstoffs langfristig mit 

dem Coronavirus und seinen Mutationen werden 

leben müssen.  

Die gute Nachricht ist: Angesichts der Erfahrung 

mit anderen Coronaviren werden wir auch mit 

dem neuen Coronavirus leben können.  

Ich habe bereits am Anfang der Pandemie ge-

sagt, dass wir mit dem Virus leben müssen. Das 

ist keine Floskel, und das ist keine Plattitüde. 

Wenn man das verinnerlicht und sich vor Augen 

führt, was das für jeden von uns bedeutet, dann 

muss man sich überlegen, eine Strategie hierauf 

auszurichten, und erkennt man, dass eine Analy-

se der gegenwärtigen Situation schwierig ist, da 

viele Entscheidungen - vor allem von Ihnen - auf 

der Basis breiten Unwissens gefällt werden müs-

sen und derzeit leider sehr kurzfristig gedacht 

sind. 

Wäre ich Entscheidungsträger wie Sie, wäre ich 

in einer gewaltigen Zwickmühle und wollte auf 

dieser Basis gar keine Entscheidung treffen, ge-

schweige denn eine Strategie entwickeln, weil wir 

viel zu wenig wissen und gerade viel zu viel ohne 

Wissen entscheiden, und dies auch noch extrem 

kurzfristig.  

Leider wissen wir auch nach fast einem Jahr 

Pandemie nicht, wo sich das Infektionsgeschehen 

in Deutschland abspielt. Derzeit können wir nur 

rund 20 % der Infektionen erklären. Wo stecken 

sich die Menschen gehäuft an, in welchen Berei-

chen des Lebens? Besteht bei uns in Kitas, Schu-

len, Büros, Fabriken mit oder ohne Lockdown das 

höchste Infektionsgeschehen? Wie gut funktionie-

ren eigentlich Hygienekonzepte in Restaurants, 

Theatern, Museen, Schulen, Geschäften? Was 

bewirken einzelne Maßnahmen überhaupt? 

Gewiss lässt sich das, auch, was Lockdowns be-

wirken können, mit einer gewissen Vorhersagbar-

keit in Computermodellen errechnen; aber diese 

Modelle sind weder wissenschaftlich belegt noch 

empirisch erforscht. Wir wissen schlicht nicht, wie 

es ohne Lockdown aussieht. Es wird das Präven-

tionsparadoxon angeführt, das natürlich in gewis-

ser Weise greift, aber dieses wird eben leider 

auch als Totschlagargument angeführt.  

Zu sagen, wir sind an diesem Punkt nur wegen 

des Lockdowns, ist in meinen Augen genauso 

falsch, wie zu sagen, der Lockdown wirke nicht. 

Wir bewegen uns in der Mitte, weil wir, so glaube 

ich, wichtige Faktoren des Infektionsgeschehens 

und der Pandemie einfach nicht verstehen.  

Wenn man wüsste, dass es in bestimmten Berei-

chen gehäuft zu Infektionen kommt, könnte man 

dort gezielt gegensteuern. Dann hätten Sie auch 

eine Entscheidungsgrundlage. Andersherum: 

Dort, wo - mit oder ohne Konzept - gesichert kei-

ne Infektionen stattfinden, müsste man keine 

Maßnahmen ergreifen.  

Ich habe im Sommer dafür geworben, dass wir 

mehr Mut haben sollen, um Dinge auszuprobieren 

und zu sehen, ob Hygienekonzepte funktionieren, 

ob Maßnahmen wirken. Dafür wurde ich - übri-

gens auch von Kollegen - massiv angegangen. 

Die Daten fehlen leider immer noch, aber sie 

würden uns jetzt helfen, Entscheidungen zu tref-

fen.  
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Das ist kein Experimentieren am Menschen, son-

dern bedeutet, Wissen zu generieren. So, wie wir 

jetzt wissen, dass der Impfstoff wirkt, hätte man 

laborartig auch Hygienekonzepte testen können. 

Dann könnten wir jetzt anfangen, mit dem Skal-

pell zu arbeiten, anstatt weiter mit dem Hammer 

draufzuhauen.  

In meinen Augen ist es ist nicht zu spät, diese Da-

ten zu sammeln und diese Forschung in gewisser 

Weise voranzutreiben. Ja, man muss sich die Zeit 

für eine intensive Forschung und Überprüfung der 

Maßnahmen im Verhältnis zu ihren Wirkungen 

und Nebenwirkungen nehmen, da nur so eine 

Strategie entwickelt werden kann. Die Nebenwir-

kungen und Kollateralschäden werden zu wenig 

oder gar nicht erfasst, was mich wirklich über-

rascht. - Wir wissen nicht, was die Kollateralschä-

den in Bezug auf die Gesundheit der Menschen 

bei Krebs, Herzerkrankungen und Ähnlichem 

sind. Somit können wir auch ihre Bedeutung nicht 

verifizieren. - Aber ich denke, sie sind genauso 

Teil dieser Pandemie wie die direkten Opfer.  

Der Großteil der an oder mit dem neuen Corona-

virus Verstorbenen lebte in Pflegeheimen. Das 

wissen wir mittlerweile. In Berlin etwa waren 63 % 

aller Corona-Toten Heimbewohner, in Schleswig-

Holstein sogar rund 90 %. Weltweit geht ein Drit-

tel aller Todesfälle auf nur 2 % der Bevölkerung 

zurück, und zwar auf Menschen, die in Alten- und 

Pflegeheimen leben.  

Der Wunschgedanke, diese Fallzahlen durch die 

Gesamtzahl der Neuinfektionen zu steuern, ist 

mathematisch sicherlich richtig. Aber das Leben 

folgt nicht jeder mathematischen Gleichung. Ein 

gängiger Einwand ist, dass man Risikogruppen 

angesichts des schwammigen Begriffs und auf-

grund der Vielzahl der verschiedenen Risikogrup-

pen nicht gezielt schützen könnte. Das ist richtig, 

wenn man alle potenziellen Risikogruppen als 

gleichwertig sieht. Das höchste Risiko haben aber 

immer noch jene, die in Alten- und Pflegeheimen 

sind.  

Hier setzt auch die neue Impfstrategie an, und 

hier ist es kein Problem. Bevorzugt werden die Äl-

teren zuerst geimpft, nämlich jene, welche das 

höchste Risiko haben, an einer COVID-19-Er-

krankung zu versterben. Es kann also funktionie-

ren.  

Um das Infektionsgeschehen besser zu verste-

hen, muss in meinen Augen dringend geforscht 

werden. Damit solche Forschungsvorhaben aber 

ihre Wirkung entfalten, müssen sie konzertant 

und interdisziplinär vorangebracht werden. Ein vi-

rologisches oder epidemiologisches Institut allein 

kann solch ein Projekt nicht stemmen. Vielmehr 

bedarf es einer klaren, strukturierten Führung, 

z. B. im Sinne eines Forschungskoordinators des 

Bundes, jenseits von Partikularinteressen, um zu 

vermeiden, dass Projekte unnötig gedoppelt wer-

den, und zu ermöglichen, das Gruppen mit ähnli-

chen, aber vielleicht konkurrierenden Interessen 

dennoch zusammenarbeiten können.  

Wir sind zwar in der Pandemie weit fortgeschrit-

ten. Solche Daten sind jedoch umso nützlicher 

geworden, da wir erwarten müssen, dass das Vi-

rus endemisch, also heimisch, wird und uns auch 

die nächsten Jahre begleitet.  

In der Tat muss man davon ausgehen, dass das 

Virus nicht ausgerottet werden kann. Weitere 

neue Varianten werden entstehen, wogegen die 

bisherigen Impfstoffe vielleicht weniger wirksam 

sein könnten.  

Dass Viren und Coronaviren mutieren, ist im Üb-

rigen nichts Ungewöhnliches. Dementsprechend 

kommen auch bei SARS-CoV-2 Mutationen vor. 

Bereits jetzt wurden über 4 000 unterschiedliche 

Mutationen im SARS-CoV-2-Genom identifiziert. 

Es gibt mehrere Variantenbildungen. Das bedeu-

tet, dass viele Mutationen zusammenkommen. 

Wir beobachten gerade „evolution in the making“. 

Für Charles Darwin wäre es wahrlich ein Genuss, 

dem zuzusehen; denn wir wohnen gerade einer 

echten natürlichen Selektion bei.  

Man muss sich das so vorstellen, dass die Im-

munsysteme aller Infizierten gerade einen Selek-

tionsdruck auf das Virus bewirken. Je mehr Viren 

es auf der Welt gibt, desto schneller geht die Evo-

lution voran. Die Viren, die am besten und längs-

ten überleben, werden, statistisch gesehen, auch 

eher weitergegeben. Und dort, wo am meisten Vi-

ren ausgeschieden werden, werden diese Varian-

ten eher durchkommen.  

Fast alle Viren versuchen übrigens ein längeres 

Überleben und ein vermehrtes Ausscheiden. Dies 

führt dazu, dass sie zwar leichter übertragen wer-

den, aber dafür nimmt ihre Gefährlichkeit mit der 

Zeit ab.  

Das ist in der Vergangenheit so gewesen. Ob das 

beim neuen Coronavirus der Fall sein wird, bleibt 
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abzuwarten. Jedoch ist eines klar: Eine Variante 

wird man nur gemeinsam, und das global, aufhal-

ten können. Eine Eradikation von B.1.1.7 und 

auch der südafrikanischen Variante ist in meinen 

Augen nicht mehr möglich. Dafür ist es einfach zu 

spät. Es nützt nichts, wenn wir unsere Grenzen 

jetzt rigoros absperren, aber beispielsweise in 

England, Frankreich und Dänemark bereits die 

andere Variante grassiert. Wir können die Aus-

breitung definitiv verzögern, und das sollten wir 

auch, aber wir können sie leider langfristig nicht 

verhindern. Früher oder später werden diese Va-

rianten auch bei uns ankommen.  

Daran schließt sich für mich die nächste Überle-

gung an. Eine der zentralen und wichtigsten Fra-

gen, die in meinen Augen noch nicht beantwortet 

wurde, lautet: Wie viele Neuinfektionen pro Tag 

sind für das Gesundheitssystem verkraftbar? - 

Natürlich ist keine Infektion wünschenswert. In-

soweit bin ich mit Frau Priesemann einer Mei-

nung. Am liebsten hätte ich gar keine Infektion 

bzw. würde die Infektionszahlen ganz weit unten 

halten. Aber wir haben bisher nicht definiert, wie 

viel eigentlich zu viel ist und wie viel unser Ge-

sundheitssystem managen kann. Diese Spanne, 

in der wir uns gerade bewegen, ist bisher nicht 

klar. Aber klar ist, dass wir diesen Wert brauchen, 

um strategisch gesteuert aus dem Lockdown zu 

kommen, anstatt Woche für Woche darauf zu hof-

fen, dass die Infektionszahlen fallen.  

In meinen Augen fehlt eine Richtschnur, ein 

Kompass, der uns zeigt, wohin wir steuern. Ob 

eine Inzidenz von 50, 25 oder 10 auf 100 000 

Einwohner ein gutes Ziel ist, ist eine theoretische 

und politische Entscheidung, die Sie tragen, aber 

keine medizinische oder wissenschaftliche.  

Zudem muss man sich fragen, ob solche Werte 

im Winter überhaupt erreicht werden können. 

Denn auch wenn dies wünschenswert ist - auch 

ich bin der Meinung, dass dies wünschenswert 

ist -, ist das nach den bisherigen Erfahrungen illu-

sorisch. Es gibt hier in meinen Augen kein Ja o-

der Nein. Wir alle wollen niedrigere Infektionszah-

len. Darum ist es eine kategorische Frage, die wir 

alle nur mit Ja beantworten können. Die Frage, ob 

es realistisch ist, beantworte ich mit Nein.  

In meinen Augen ist eine Berechnung mit dem 

Rechenschieber im Grunde möglich und richtig. 

Menschlich, biologisch und virologisch weiß ich 

nicht, ob es möglich ist.  

Zu all dem ein Beispiel: Bei Schweinen kann es 

zu einer Corona-Infektion kommen. Schweine, die 

im Sommer wie im Winter im Stall gehalten wer-

den, weisen im Herbst und Winter hohe, im 

Sommer niedrige Infektionszahlen auf, ohne jegli-

che Veränderung der Bewegung dieser Schwei-

ne. Wieso, wissen wir nicht. 

Bei den angewandten Grenzwerten ergibt sich in 

meinen Augen ein zweites Problem. Seit dem 

3. November haben sich die Richtlinien für Tes-

tungen auf SARS-CoV-2 grundlegend geändert. 

Zudem sind Antigentests auf dem Markt, die für 

eine höhere Positivquote bei den PCR-Tests sor-

gen. Das merke ich sehr deutlich in unserer tägli-

chen Arbeit, in unserer Diagnostik. Bei den rund 

2 000 PCR-Tests, die wir durchführen, haben wir 

eine außerordentlich hohe Positivquote zu ver-

zeichnen. Warum? - Weil vorher Antigentests lau-

fen und ein Vortest gemacht wurde. Es gibt also 

einen Fehler in der Vortestwahrscheinlichkeit. Wir 

selektionieren die Tests auf die positiven Werte.  

Mit anderen Worten: Die Daten vom Frühjahr und 

Sommer sind nicht mit denen dieses Winters ver-

gleichbar. Man muss derzeit von einer enormen 

Dunkelziffer ausgehen, die wir aber nicht kennen. 

Es fehlt in erster Linie an der Zuverlässigkeit der 

Messung, die unabhängig ist vom Testverhalten, 

von Ferien und von der Dunkelziffer. Ein Grenz-

wert von 50 auf 100 000 war im Sommer ein völlig 

anderer als jetzt. Um es noch einmal drastisch zu 

sagen - das ist keine Meinung, sondern nur eine 

drastische Darstellung -: Diesen Wert könnte man 

auch sehr schnell erreichen, würde man z. B. 

noch strenger testen.  

Auch hier ist in meinen Augen wieder die Wissen-

schaft gefragt. Das Infektionsgeschehen kann am 

besten abgeschätzt werden, wenn neben den 

Zahlen der Neuinfektionen hoch frequent reprä-

sentative Stichproben genommen werden. Nur so 

können wir das Infektionsgeschehen zum einen 

abschätzen, zum anderen aber auch besser beur-

teilen, ob jenseits von Dunkelziffern und mögli-

chen Nebeneffekten Maßnahmen greifen. Die 

ausschließliche Fokussierung auf einen variablen 

und gemeldeten Wert, also auf die Labordaten, 

die ohne wissenschaftliche Standards erhoben 

wurden, dürfte aus meiner Sicht nicht der Leitfa-

den für die Pandemie sein.  

Die Politik sollte daher ihr Krisenmanagement 

nicht mehr darauf beschränken, situativ auf aktu-
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elle Entwicklungen zu reagieren und Neuinfektio-

nen zu verwalten, aber dabei unspezifische Maß-

nahmen einzusetzen und diese mit eben diesem 

wiederholenden Narrativ zu kommunizieren. Es 

geht in meinen Augen darum, langfristig zu wir-

ken, auch einen Plan B zu haben, falls unser 

Plan A, der Impfstoff und die derzeitigen Testun-

gen, nicht so funktioniert, wie wir es wollen. 

Maßnahmen müssen natürlich beschlossen wer-

den, sie müssen aber auch überprüft werden. 

Modelle müssen nachjustiert werden, und die 

Maßnahmen müssen verbessert werden. Aber 

das können wir nur, wenn das auch wissenschaft-

lich begleitet wird. Am Ende geht es darum, Da-

ten ohne jegliche Eitelkeit zu analysieren.  

Ich wage die kühne Behauptung, dass der erste 

Lockdown auch deshalb so gut funktioniert hat, 

weil es Frühjahr wurde. Hierzu möchte ich, wenn 

ich darf, kurz einen Slide teilen. 

 

Sie sehen darauf die Kurven des Robert Koch-

Instituts bezüglich der Neuinfektionszahlen mit ei-

ner Doppelachse in den Januar hinein. In einer 

roten Kurve habe ich die Entwicklungen der en-

demischen Coronaviren in Deutschland von zehn 

Jahren darüber gelegt. Es ist ein typisches Ver-

halten, dass wir im März/April in die Sommermo-

nate hinein eine deutliche Abflachung und dann 

im Oktober/November ein starkes Hochschnellen 

der Infektionszahlen sehen. Danach geht es wie-

der nach unten.  

                                                
 
 In Großformat sind die Grafiken dieser Niederschrift 

als Anlage beigefügt. 

 

Auf diesem Slide* sind die Daten aus dem Swiss 

Medical Weekly zusammengestellt. Wir sehen 

über die Jahre immer und immer wieder exakt 

das gleiche Verhalten der Coronaviren. Einmal ist 

das eine Coronavirus stärker, einmal das andere. 

Es geht hoch und herunter und beschreibt eine 

„Dauerwelle“.  

So kann man auch bereits die Daten über SARS-

CoV-2 dahin gehend interpretieren, dass wir den 

Abfall wahrscheinlich zum großen Teil nicht durch 

den Lockdown, sondern durch die Saisonalität er-

reicht haben.  

In meinen Augen geht es am Ende darum, prag-

matische Lösungsansätze zu finden. Wir brau-

chen ein vorausschauendes Management statt 

einer auf tägliche Ereignisse fokussierten Verwal-

tung. Diese muss natürlich auch sein und auch im 

Moment sein. Aber wir müssen anfangen, mit 

dem Skalpell zu arbeiten und nicht mit dem 

Hammer. Es geht in meinen Augen um Diskussi-

on und Diskurs, aber auch darum, die Diskussion 

und den Diskurs zu fördern, wobei ich mit Ver-

wunderung feststellen muss, dass diese in 

Deutschland zumindest auf Bundesebene nur 

begrenzt geführt werden. Zahlenspiele und dau-

ermahnende Voraussagen helfen in meinen Au-

gen sehr wenig, wenn es darum geht, einen offe-

nen Diskurs zu fördern und die gesamte Bevölke-

rung mitzunehmen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. Nun beant-

worte ich gerne Fragen.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Streeck, vielen Dank für Ihren Impuls. - Erste 

Fragen gibt es bereits.  

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD): Herr Streeck, 

vielen Dank für Ihre Ausführungen, die sich in Ih-

ren Schlussfolgerungen durchaus von denen Ih-

rer Vorrednerin unterscheiden. Aber wir sitzen 

hier ja auch zusammen, um die unterschiedlichen 

Haltungen und ihre Begründungen zu hören.  
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Auf meine erste Frage komme ich, weil Sie zu An-

fang auf die Historie der Viren eingegangen sind. 

Von Artenschützern hört man immer wieder, dass 

die Häufigkeit von Pandemien in den letzten 

Jahrzehnten zugenommen hat, weil der Mensch 

die letzten Naturreservate für Wildtiere bedrängt 

und quasi die Wahrscheinlichkeit maximiert, dass 

Menschen auf Wildtiere stoßen, wodurch Über-

tragungen häufiger sind. Ist das aus Ihrer Sicht 

plausibel, oder haben Sie eine andere Sicht der 

Dinge? 

Zweitens. Sie haben nachdrücklich dargestellt, 

dass wir nach wie vor nicht wissen, wo sich das 

Infektionsgeschehen wie abspielt. Sie selbst ha-

ben relativ zu Beginn der Pandemie schon einmal 

eine eingeschränkte und schnelle Studie mit Er-

gebnissen durchgeführt. Woran liegt es Ihrer Mei-

nung nach, dass wir nach einem Jahr und vielen 

Hundert Millionen an Forschungsförderung noch 

nicht zu einem Ergebnis gekommen sind? 

Sie sagen, es bräuchte eine bundesweite Koordi-

nation. Gibt es drittens vielleicht weitere Faktoren, 

weswegen sich das bisher noch nicht effektiv ge-

staltet hat? 

Nun meine letzte Frage. Von einigen Wissen-

schaftlern wurde in den letzten Monaten kritisch 

angemerkt, dass man auf Bundesebene so etwas 

wie einen Pandemierat aus Wissenschaftlern ge-

braucht hätte, um die sehr unterschiedlichen 

Sichtweisen auf ein Infektionsgeschehen zu be-

leuchten und dann auch umfassende Ratschläge 

geben zu können. Wie sehen Sie das? 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Was Ihre erste Frage 

zu den Artenschützern und den potenziellen Ge-

fahren neuer Pandemien angeht, so haben die 

Kollegen in meinen Augen völlig recht. Der Kli-

mawandel und die Globalisierung hatten Einfluss 

auf die Übertragung von viralen Erkrankungen. Es 

gibt einiges, was im Tierreich noch schlummert 

und auf uns zukommen kann. Es freut mich, dass 

die Debatte darüber, dass Artenschutz und Kli-

mawandel weitreichende Folgen haben, an die 

man vorher nicht dachte, angestoßen wurde.  

Ich denke, die Problematik besteht wirklich darin, 

dass sich die Virologie zu bestimmten Fachberei-

chen nur begrenzt äußern kann. Das sieht man 

sehr deutlich an den Fragen zu Schulen und Kin-

dern. Wir wissen schlicht nicht, wie stark Schüler 

und Kinder zu dem Pandemiegeschehen beitra-

gen. Diesbezüglich gibt es sehr widersprüchliche 

Veröffentlichungen, je nachdem, welchen Lieb-

lingsvirologen man zitiert. Irgendwann sind dann 

in meinen Augen auch die Kinderärzte, die Sozio-

logen, die Kinderpsychologen gefragt, um Fragen 

zu den Auswirkungen zu beantworten.  

In Nordrhein-Westfalen gibt es einen kleinen Ex-

pertenrat. Ich höre mir die verschiedenen Sicht-

weisen auf die Pandemie extrem interessiert an. 

Es gibt - das sehe ich sehr deutlich - keinen 

Fachbereich, der die Lösung hat. In gewisser 

Weise liefern alle Fachbereiche ihren Beitrag, 

aber es gibt nicht den einen Fachbereich. Daher 

würde ich es sehr begrüßen, wenn es einen Pan-

demierat gäbe, der breit aufgestellt ist und die 

verschiedenen Sichtweisen einbezieht, die der 

Einzelne aus seinem Fachbereich heraus gar 

nicht beurteilen kann.  

Nun zu Ihren weiteren Fragen. Ich denke, ein 

Problem besteht immer darin, dass es Partikula-

rinteressen gibt. Ich würde mich genauso als For-

schungskoordinator herausnehmen, wie ich ande-

re Kollegen oder auch das Robert Koch-Institut 

als Forschungskoordinator ausnehmen würde, 

weil wir natürlich Partikularinteressen haben. Bei 

uns geht es um Forschungsgelder, bei uns geht 

es um Veröffentlichungen. Im Grunde muss für 

das deutsche Volk geforscht werden, ohne Veröf-

fentlichungen oder andere Interessen. Das ist in 

meinen Augen etwas, was zentral vom Bundes-

ministerium für Gesundheit zu steuern wäre, weil 

nur für das Ministerium dieses eine Interesse im 

Vordergrund steht.  

Wie viele zero-epidemiologische Studien nach 

Heinsberg an verschiedenen Hotspots mittlerwei-

le durchgeführt wurden, ist wirklich unglaublich. 

Aber sie sind nie koordiniert worden, sodass man 

sie zusammenführen könnte. Deshalb sehe ich 

einen großen praktischen Nutzen darin, einer 

Gruppe von Wissenschaftlern zu sagen, welche 

Fragen beantwortet werden müssen.  

Eine einfache Frage lautet beispielsweise: Warum 

versuchen wir nicht, herauszufinden, welche Be-

rufe die Infizierten haben? Würden die Gesund-

heitsämter jeden Infizierten fragen, welchem Be-

ruf er nachgeht, dann könnte man schon sehr viel 

besser eingrenzen, ob es in bestimmten Berufe 

ein gehäuftes Infektionsgeschehen gibt. Fragen, 

die uns allen sehr viel weiterhelfen würden, lau-

ten: Sind das Leute im Großraumbüro? Sind das 

Ärzte? Sind das Lehrer? Sind das Betreuer? - 
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Das sind einfache Fragen, die wir aber im Mo-

ment noch nicht beantworten können. Dafür 

braucht es in meinen Augen eine koordinierte 

Vorgabe. Das kann kein einzelnes virologisches 

oder epidemiologisches Institut leisten, weil es 

sich um globale, deutschlandweite Fragen han-

delt. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Herr Professor 

Streeck, im Niedersächsischen Landtag findet der 

Diskurs, den Sie, wie ich finde, zu Recht einfor-

dern, statt, und das ist auch gut so.  

Ich habe drei Fragen.  

Erstens. Dass Sie eine Langzeitstrategie vor-

schlagen, kann ich nachvollziehen. Zu fragen ist 

allerdings, auch bezogen auf die Kurven, die Sie 

aufgelegt haben: Was müssten wir denn Ihrer 

Meinung nach in der aktuellen Situation tun, um 

in diese Langzeitstrategie hineinzukommen? 

Dass im Moment die Fallzahlen zu hoch sind und 

dass, würden wir jetzt nichts tun, womöglich das 

Gesundheitssystem überfordert wäre, ist wahr-

scheinlich sogar unstrittig. Aber was würden Sie 

aus Ihrer Sicht empfehlen? Was müsste die Poli-

tik aktuell tun? 

Zweitens. Sie sind bei der Frage, wo Infektionen 

entstehen, im Wesentlichen auf die Thematik der 

Forschungsvorhaben und der Zentralisierung der 

Forschungsvorhaben eingegangen. Welche Rolle 

können dabei die Gesundheitsämter und die kon-

krete Kontaktnachverfolgung spielen? Ist es 

überhaupt sinnvoll, die Kontaktnachverfolgung so 

durchzuführen, wie man das in der Vergangenheit 

gemacht hat, oder ist es notwendig, wissenschaft-

licher an sie heranzugehen? 

Nun zu meiner dritten Frage. Tagespolitisch be-

schäftigt uns im Moment das Thema Mutationen. 

Wenn ich die Diskussion, die bundesweit läuft, 

richtig verstehe, wissen wir zwar noch nicht so 

genau, wie sich die Mutation auswirkt, aber es 

werden trotzdem schon Gegenmaßnahmen dis-

kutiert.  

Sie haben darauf verwiesen, dass es eine Viel-

zahl von Mutationen gibt. Diese wird es wahr-

scheinlich auch in Zukunft geben. Wie sollte die 

Politik mit solchen Mutationen, mit solchen Ver-

änderungen, intelligent umgehen? 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Zur aktuellen Situation 

und den Maßnahmen kann man nur bedingt et-

was sagen. Der Montag ist im Hinblick auf die In-

fektionszahlen immer noch schwierig, weil die 

Zahlen im Vergleich zu anderen Tagen immer 

niedriger sind. Aber wir sehen durchaus einen 

Rückgang. Die Maßnahmen, die ergriffen wurden, 

scheinen zu wirken.  

Meine erste Frage dazu wäre an Ihrer Stelle: Was 

bewirken denn die zusätzlichen Maßnahmen? - 

Wir haben ja gesehen, dass der harte Lockdown 

einen Einfluss hat, aber wir wissen nicht, wie 

stark dieser Einfluss ist und wie man ihn bewerten 

kann.  

Auch ich habe keine Glaskugel, aber was mich 

ein wenig beunruhigt, ist, dass wir genau das Ge-

genteil von dem erreichen, was wir eigentlich er-

reichen wollen. Wir wollen ja eigentlich die Men-

schen entflechten, auseinanderziehen, aber wir 

schlagen vor, dass sie drinnen bleiben und sich 

eher in Innenräumen treffen, wo dann meistens 

doch keine Masken getragen werden.  

Ob man jetzt kurzfristig irgendwelche Wege be-

schreiten sollte, die vorher nicht getestet wurden, 

ist meiner Meinung nach strittig und ist für mich 

eine extrem schwierige Frage. In meinen Augen 

hätte man viel früher, in den Sommermonaten, 

damit anfangen müssen zu testen, was funktio-

niert und was nicht. Gefühlt - aber das ist eine ge-

fühlte Wahrheit; das ist nichts, was ich weiß - wä-

re es mir lieber, wenn sich Leute mit einem Hygi-

enekonzept draußen träfen, als dass sie in Innen-

räumen zusammenkommen. Aber dazu fehlen die 

Studien.  

Ich glaube nicht, dass es sich, wenn man jetzt 

noch einen 15-km-Radius oder eine Aus-

ganssperre beschlösse, in den Infektionszahlen 

so stark widerspiegeln würde, wie das alle wün-

schen. Ich denke, wenn man auf dem momenta-

nen Level weitermacht, dann werden die Fallzah-

len im März und April nach unten gehen, und wir 

werden die Saisonalität der Infektionszahlen be-

obachten. Andere Länder wie Spanien oder 

Frankreich, die harte Maßnahmen beschlossen 

hatten, haben trotzdem keinen Rückgang der 

Fallzahlen zu verzeichnen gehabt. Dort hat man 

das sehr deutlich gesehen.  

Frau Priesemann hat vorhin etwas gesagt, was 

ich auch für sinnvoll erachte. Man muss die Ge-

sundheitsämter entlasten. Dies kann man, indem 

die Kontaktnachverfolgung von jenen übernom-

men wird, die positiv getestet werden, indem die 
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Menschen Eigenverantwortung übernehmen und 

sie verpflichtet werden, selbst Verbindung mit ih-

ren Kontakten aufzunehmen.  

Man hört immer wieder einmal, dass sich die Leu-

te darüber „freuen“, dass es zwei Wochen gedau-

ert hat, bis sie vom Gesundheitsamt endlich mit-

geteilt bekamen, dass sie einen positiven Kontakt 

hatten. Das ist ja nicht Sinn und Zweck der Sa-

che. Ich denke, es wäre sinnvoll, dass jeder 

selbst die Verantwortung dafür hat, es zu übermit-

teln.  

Was die Fragen zur Aktualität angeht, so tappen 

wir auf sehr vielen Ebenen im Dunkeln. Wir ken-

nen weder das Infektionsgeschehen, noch sehen 

wir den Einfluss auf die Infektionszahlen, den wir 

eigentlich haben wollten, sodass man im Moment, 

außer, man probiert aus, einfach nur zu einem 

Weiter-so raten kann. Das ist das Traurige daran. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Vielen Dank, 

Herr Professor Streeck, für Ihre ausführlichen 

Ausführungen. Für mich bleibt nur eine Frage üb-

rig. Sie haben eine Folie zur Saisonalität einge-

blendet. Effekte durch Mutationen sind dabei aber 

wohl nicht einbezogen. Würden Sie nach Ihrer Er-

fahrung sagen, Sie glauben nicht, dass der Effekt 

besonders groß wird? Die Zahlen aus Irland und 

Großbritannien legen eher nahe, dass dieser, was 

den Verlauf angeht, durchaus groß werden könn-

te.  

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Dass die B.1.1.7-

Mutation einen Einfluss auf die Übertragbarkeit, 

also auf die Infektiosität und Transmissibilität des 

Coronavirus hat, fußt auf zweierlei Erkenntnissen: 

einmal auf der Erkenntnis, dass es Veränderun-

gen in der Bindungsstelle, an dem Rezeptor, gibt, 

die darauf hindeuten, dass es besser an den Re-

zeptor im Rachen bindet, sodass es weniger Vi-

ren braucht, um eine Übertragung zu vollziehen, 

und zum anderen auf epidemiologischen und ge-

sellschaftlichen Erkenntnissen. Wir führen gerade 

eine Beobachtung durch, die darauf hindeutet, 

dass es eine erhöhte Übertragbarkeit gibt, aber 

es gibt keine epidemiologische Studie darüber, 

und wir wissen nicht, wie stark dieser Effekt sein 

wird. 

Ich warne generell davor, sich nur auf die Modelle 

zu verlassen, auch wenn sie alle ihre Berechti-

gung haben. Denn bei der letzten NERVTAG-

Telekonferenz hat man erfahren, dass die Erhö-

hung des R-Werts auf 0,39 bis 0,92 gesunken ist. 

Das ist eine unglaubliche Spanne. Dabei muss 

man soziale Faktoren, die auch eine Rolle spie-

len, herausrechnen. Brian Murphy hat in Irland 

darauf hingewiesen, dass die Weihnachtszeit ei-

nen Einfluss gehabt haben könnte usw. 

Damit will ich sagen: Wir müssen die Variante 

ernst nehmen, beobachten, aber wir dürfen jetzt 

nicht den Fehler machen, von einer absoluten 

Wahrheit auszugehen, dass es in jedem Fall nur 

dadurch zu einem massiven Anstieg kommt.  

Ich will das gar nicht kleinreden. Aber uns fehlen 

die entsprechenden Studien. 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Duttge hat sich ebenfalls zu Wort gemeldet. Für 

Sie, Herr Professor Streeck zur Kenntnis: Herr 

Professor Duttge ist als wissenschaftlicher Mitar-

beiter für den Landtag tätig und wird unsere Aus-

schussarbeit begleiten. Ich gehe davon aus, dass 

es im Sinne des Ausschusses ist, wenn auch Herr 

Professor Duttge im Rahmen der Debatte Fragen 

stellen kann. - Bitte, Herr Professor Duttge! 

Prof. Dr. Gunnar Duttge (wissenschaftliche Be-

gleitung): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr 

Professor Streeck, ich habe zwei Fragen.  

Das Dunkelfeld zeichnet sich ja dadurch aus, 

dass man nichts oder kaum etwas weiß. Sie ha-

ben nun aber eine Aussage getroffen, die diame-

tral gegensätzlich zu der Ihrer Vorrednerin war. 

Sie sprachen von einer höheren Dunkelziffer; 

Frau Dr. Priesemann sprach von einer Dunkelzif-

fer, die nicht allzu hoch sei. Nun kann man natür-

lich durch elaborierte Dunkelfeldforschung versu-

chen, der Sache etwas näherzukommen. Als 

Strafrechtswissenschaftler weiß ich das, aber ich 

bezweifle, dass es in unserem Themenbereich 

eine solche elaborierte Dunkelfeldforschung ge-

ben könnte. 

Was also ist die Grundlage Ihrer Einschätzung 

zur Frage des Dunkelfelds, das uns ja enorm um-

treibt und das von zentraler Bedeutung ist, wenn 

man sinnvolle Maßnahmen ergreifen will? 

Ich habe eine weitere Frage. Sie beklagten ein 

eklatantes Forschungsdefizit, insbesondere auch, 

was die Wirkweise der Schutzmaßnahmen anbe-

langt. Gibt es denn konkrete Forschungskonzep-

te, und warum ist das zumindest in der Zeit von 

Sommer bis Herbst nicht betrieben worden? Wir 

haben auch jetzt keinen Lockdown chinesischen 
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Modells und könnten auch jetzt noch hier und da 

Forschung betreiben. Es ist ja auch sehr viel an 

Forschungsgeldern geflossen. 

Um es positiv zu wenden: Was müsste aus Ihrer 

Sicht getan werden, damit dieses eklatante For-

schungsdefizit, was die Wirkweise von Schutz-

maßnahmen anbelangt, sukzessive beseitigt wer-

den kann? 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Wo fange ich jetzt am 

besten an? Ich könnte beim Frühjahr anfangen. 

Vielleicht sagt man, das sei keine gute Idee. Aber 

im Frühjahr bestand eine vergleichsweise hohe 

Dunkelziffer. Das war relativ deutlich, weil wir 

nicht viel testen konnten. In den Sommermonaten 

sind die Testzahlen massiv nach oben gegangen, 

und wir haben die Dunkelziffer sehr gut ausge-

leuchtet.  

Jetzt besteht folgende Problematik: Am 3. No-

vember wurde die Teststrategie geändert. Jetzt 

werden nur noch jene getestet, die symptoma-

tisch sind und einen Risikokontakt hatten. So lau-

ten die neuen Testvorgaben des Robert Koch-

Instituts. Aus vielen Publikationen wissen wir mitt-

lerweile, dass jede fünfte Infektion eigentlich ohne 

Symptome verläuft, sodass es eine massive Dun-

kelziffer geben muss.  

Zusätzlich kann uns ein anderer Faktor einen 

Hinweis geben: die intensivmedizinische Bele-

gung. In vielen Studien in den USA und in China 

wurde bisher, vereinfacht gesagt, gezeigt, dass 

5 % der Infizierten intensivmedizinische Betreu-

ung brauchen. Wir wissen es nicht, aber wenn wir 

davon ausgehen, dass dies ein relativ konstanter 

Wert ist, dann muss es eine viel höhere Dunkel-

ziffer geben, als bisher angesichts der Infektions-

zahlen angenommen wurde. Aber unter dem 

Strich muss ich sagen: Wir wissen es nicht, weil 

es derzeit keine Studien gibt, die die Dunkelziffer 

wirklich ausleuchten und beschreiben. Aus diesen 

Veröffentlichungen kann man schließen, wie viele 

gegebenenfalls infiziert sein müssten. Aber die 

veränderte Teststrategie ist eindeutig. Auch in 

den akkreditierten Medizinlaboratorien hat sich 

der seinerzeitige Einbruch in der Testhäufigkeit 

deutlich gezeigt. 

Nun zu den Schutzmaßnahmen. Warum das nicht 

getestet wurde, weiß ich nicht. Das kann ich nicht 

beschreiben. Das sind hygienische Fragestellun-

gen, die nicht primär in meinen Bereich der Ex-

pertisen fallen. Es kann sein, dass einzelne Insti-

tute dies getestet haben, aber es wäre wiederum 

für den Bund interessant, solche Studien durch-

zuführen. Das ist eine Frage, die man an das 

BMG oder aber an das Robert Koch-Institut rich-

ten muss.  

Dass der Schutz von Altenheimen funktioniert - 

die Kokonierung -, zeigt in meinen Augen Tübin-

gen, obwohl man als Externer sagen muss, dass 

man bestimmte Maßnahmen noch viel stärker 

versuchen sollte. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich habe eine 

Frage zu den Übertragungswegen. Es wird dar-

über diskutiert, dass Infektionen nicht nur an ei-

nem Ort und durch ein Ereignis erfolgen können, 

sondern dass auch die Summe einer über einen 

bestimmten Zeitraum gesammelten Virenlast zu 

einer Infektion bzw. zu einer Erkrankung führt. 

Können Sie uns dazu noch etwas sagen? Wenn 

das so sein sollte, was würde das aus Ihrer Sicht 

für die Nachverfolgung bedeuten? 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: Wenn ich das richtig 

verstanden habe, meinen Sie, dass asymptomati-

sche Infektionen zu einer Übertragung führen 

könnten. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Nein, es geht da-

rum, dass jemand z. B. innerhalb von acht Stun-

den mehrmals mit Infizierten, gleich, ob sie symp-

tomatisch oder asymptomatisch sind, Kontakt hat. 

Meine Frage lautet, ob dann die Summe der Vi-

renlast am Ende dazu führt, dass es bei der Kon-

taktperson zu einer Infektion bzw. auch zu einer 

Erkrankung kommt. Ist das aus Ihrer Sicht Stand 

der Wissenschaft bzw. wie ist Ihre Einschätzung 

dazu?  

Daraus ergibt sich zwangsläufig die Frage: Was 

bedeutet es für die Nachverfolgung, wenn diese 

Kontakte an mehreren Orten und zu unterschied-

lichen Zeiten stattfinden? 

Prof. Dr. Hendrik Streeck: In der Hygienelehre 

und in der Virologie kennen wir es aus vielen Be-

reichen, dass die Infektionsdosis häufig auch den 

Schweregrad ausmacht. Das ist nicht immer so. 

Es gibt auch virale Erkrankungen, bei denen das 

nicht der Fall ist. Das gilt beispielsweise für das 

Ebolavirus. Aber bei Coronaviren und bei In-

fluenza wurde gezeigt, dass der Verlauf umso 

schwerer ist, je mehr Viren man abbekommt. Das 

zeigt, dass Abstandhalten und Masketragen ein 
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natürlicher Schutz vor einem schweren Verlauf 

sind, weil man so weniger Viren abbekommt.  

Man muss sich das, vereinfacht gesagt, so vor-

stellen: Entweder kommt ein Virus in den Rachen, 

und dann kämpft das Immunsystem gegen diesen 

kleinen Herd, oder es entstehen ganz viele kleine 

Herde im Rachen, sodass das Immunsystem 

nicht mehr dagegen ankommen kann.  

Daher hat die Reduktion der Virenlast einen Ein-

fluss. Dies kann aber natürlich nur bedingt funkti-

onieren.  

Jemand, der keine Symptome und dadurch auch 

keinen Long-Prohibit hat, ist im Grunde ja etwas 

Gutes, weil er aus der Gleichung der Pandemie 

herausgenommen wird. - Das ist kein Werben für 

asymptomatische Infektionen, sondern ein diffe-

renziertes Betrachten dieser asymptomatischen 

Infektionen. Wenn die Leute besser Masken tra-

gen und besser Abstand halten, können wir 

dadurch den Schweregrad der Infektionen herun-

tersetzen.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Dr. Streeck, auch Ihnen gilt ein großer Dank, dass 

Sie sich Zeit genommen haben, für den Sonder-

ausschuss des Niedersächsischen Landtages zur 

Verfügung zu stehen. Ich weiß, auch das Ge-

spräch mit Ihnen hätten wir noch lange fortsetzen 

können, aber wir müssen in unserer Tagesord-

nung vorankommen.  

Auch im Namen unseres Ausschusses weiterhin 

viel Kraft für die wichtigen Aufgaben, die uns ge-

meinsam beschäftigen und bei denen Sie selbst 

ganz besonders gefordert sind! 

Dr. Georg Schütte 

Generalsekretär der VolkswagenStiftung 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 8 

Dr. Georg Schütte: Ihre Aufgabe ist nicht ein-

fach, das haben die ersten Beiträge schon ge-

zeigt. Was kann ich Ihnen jetzt liefern, was kann 

ich beitragen? - Wir wechseln nun in gewisser 

Weise auf eine Metaebene der Forschungsförde-

rung. Ich spreche für die VolkswagenStiftung und 

bin persönlich aufgrund meiner Erfahrung an der 

Schnittstelle von Wissenschaftsförderung und Po-

litik tätig. Daher kann ich Ihnen keine weiteren 

Hinweise zu den detaillierten fachlichen Fragen 

geben, die Sie gerade mit Frau Dr. Priesemann 

und Herrn Professor Streeck diskutiert haben. Er-

lauben Sie mir aber hier und da durchaus einen 

Kommentar zum bisher Gehörten. Auf die Ihnen 

schriftlich übersandte Stellungnahme der Volks-

wagenStiftung werde ich nur noch kursorisch ein-

gehen. 

Lassen Sie mich an den Anfang stellen: Wenn wir 

auf die wissenschaftlichen Einrichtungen in Nie-

dersachsen, aber auch in Deutschland insgesamt 

schauen, dann kann man sagen, dass hier eine 

großartige Leistung erbracht wird, um das Wis-

sen, das in diesen Einrichtungen vorhanden ist, 

beständig auszubauen, gleichzeitig zu übersetzen 

und zur Verfügung zu stellen. Wenn wir auf die 

Universitätskliniken schauen, dann stellen wir 

fest, dass dort in der Krankenversorgung eine 

Herkulesaufgabe gemeistert wird, die große An-

erkennung und unser aller Respekt verdient. 

Ich möchte in den folgenden Minuten auf die Leit-

fragen eingehen, die Sie vorab für die heutige 

Ausschusssitzung - und wir haben einen weiteren 

Termin am 8. Februar - artikuliert haben. 

Die erste Frage lautet, wie die Pandemiebekämp-

fung auf deutscher und auf europäischer Ebene 

in den Forschungseinrichtungen verlaufe. Dazu 

eine allgemeine Bemerkung: 

Die OECD gibt in diesen Tagen den aktuellen 

Science Technology and Innovation Outlook her-

aus, der im Internet zwar schon verfügbar ist, 

aber im Printprodukt gerade erst fertiggestellt 

wird. Eine der zentralen Aussagen dort lautet, 

dass sich die Forschung im vergangenen Jahr 

enorm beschleunigt hat, dass die Forschungs-

ausgaben enorm und deutlich gestiegen sind. 

Wodurch ist das bedingt? - Fast ausschließlicher 

Treiber ist die Forschung zu COVID-19, zu der 

Pandemie. Wir sehen also, dass die öffentlichen 

Forschungsförderer unmittelbar reagiert haben. 

Wir sehen auch, dass die Kräfte in der Wissen-

schaft mobilisiert wurden, um diese Thematik zu 

adressieren. Das gilt sowohl für Deutschland als 

auch für die europäische Ebene. 

Wenn wir die deutsche nationale Ebene betrach-

ten, so stellen wir fest, dass im vergangenen Jahr 

beispielsweise aus dem Bundesministerium für 

Bildung und Forschung heraus das „Netzwerk 

Universitätsmedizin“ gegründet wurde, unterstützt 

mit ungefähr 150 Millionen Euro, um die Arbeiten 
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an den Unikliniken in ganz Deutschland zu koor-

dinieren und fachlich in Einklang zu bringen, so-

dass nicht in Konkurrenz, sondern in Aufgabentei-

lung und mit gebündelter Kraft gearbeitet wird. 

Wir stellen gleichzeitig eine enorme Kraftanstren-

gung in der Impfstoffentwicklung fest, gefördert 

aus dem Bundeshaushalt mit 750 Millionen Euro. 

Hier wurden und werden substanzielle Beträge 

zur Verfügung gestellt. Das liegt im Trend aller 

Industriestaaten. Hier kommt die besondere For-

schungsstärke Deutschlands zum Tragen. 

Auf der Ebene der Wissenschaftseinrichtungen 

sehen wir, dass die öffentlich geförderten Wis-

senschaftseinrichtungen und Forschungsförderer, 

also die Deutsche Forschungsgemeinschaft und 

die großen außeruniversitären Forschungseinrich-

tungen, ebenfalls ad hoc reagiert haben. Es gibt 

Sonderprogramme der Deutschen Forschungs-

gemeinschaft. Es gibt konzertierte Stellungnah-

men der außeruniversitären Forschungseinrich-

tungen, also der Max-Planck-Gesellschaft, der 

Fraunhofer-Gesellschaft, der Helmholtz-Gemein-

schaft, der Leibniz-Gemeinschaft. Eine wichtige 

Rolle spielt die Leopoldina, die mit ihren Ad-hoc-

Stellungnahmen ihrer Rolle als Nationale Akade-

mie der Wissenschaften mehr als gerecht wird. 

Erlauben Sie mir einen Kommentar zu dem eben 

Gehörten: Sie stehen natürlich vor der schwieri-

gen Herausforderung, dass Sie Forschungsaus-

sagen aus der Epidemiologie und aus der Simula-

tionsforschung, wie Sie sie von Frau Priesemann 

gehört haben, mit Aussagen aus der Virologie zu-

sammenbringen müssen, also aus der Fachwis-

senschaft, die sich mit Viren und ihrer Entstehung 

und Verbreitung beschäftigt; das ist das, was Sie 

von Herrn Professor Streeck gehört haben. 

Richtig ist, dass es immer wünschenswert ist, zu-

nehmend mehr Studien zu haben. Wünschens-

wert ist es auch, dass die beiden Disziplinen und 

viele weitere mehr - ich komme später darauf - 

miteinander in einen Dialog kommen. Kann es ge-

lingen, dass dies ministeriell perfekt orchestriert 

wird? - Ich bin skeptisch und sehe hier bei aller 

Interessengebundenheit der Forschung, die Herr 

Professor Streeck ansprach - jeder konkurriert um 

Forschungsgelder, jeder möchte gute Publikatio-

nen haben -, eine Selbstverantwortung der Wis-

senschaft, der die Wissenschaft gerecht werden 

muss, sich in den Dialog zu bringen. Dabei spie-

len - ich habe es eben schon gesagt - die Wis-

senschaftsakademien, insbesondere die Leopol-

dina, eine herausragende Rolle. Ich würde die 

Koordination der Forschung zumindest auf der 

fachlichen Seite ein gutes Stück innerhalb der 

Wissenschaft positionieren und nicht direkt zu ei-

ner ministeriellen Aufgabe machen. Das überfor-

dert die Ministerialbürokratie und wird der fachli-

chen Herausforderung nicht gerecht. 

In Ihrer ersten Frage geht es auch darum, was in 

Deutschland fehlt. Ich habe es gerade angedeu-

tet: eine Übersetzungsleistung zwischen den Dis-

ziplinen und eine Abwägung der Möglichkeiten. 

Das Dilemma, in dem Sie stehen, ist, dass es 

zwar wünschenswert ist, zunehmend Studien zu 

haben, die die Effekte bestimmter Maßnahmen 

belegen, dass Sie aber bedauerlicherweise jetzt 

entscheiden müssen. Auch auf der Bundesebene 

muss jetzt entschieden werden. In diesem zeitli-

chen Dilemma hinreichende Hilfe zu bekommen, 

dazu bedarf es als Erstes einer Übersetzung zwi-

schen den Disziplinen, und die muss die Wissen-

schaft leisten. 

Was brauchen wir darüber hinaus? - Die bakteri-

elle Infektionsforschung haben wir in den vergan-

genen Jahren in Deutschland aus guten Gründen 

sehr stark gefördert. Die Stichworte lauteten „An-

tibiotikaresistenz“ und insbesondere „Multiresis-

tenz“, die in Kliniken zu finden sind und die Ge-

fahr einer Sepsis als schwerer Krankheit erhöhen. 

Hier haben wir die Fördermittel massiv erhöht und 

stellen nun fest, dass wir dabei die virale Infekti-

onsforschung ein Stück weit vernachlässigt ha-

ben. Der „schwarze Schwan“ war plötzlich da, 

und wir haben bis dahin nur auf die „weißen 

Schwäne“ geschaut. Das heißt im Umkehr-

schluss: Wir müssen die virale Infektionsfor-

schung stärken, wir müssen die Therapeutika-

entwicklung weiter stärken - wir waren sehr er-

folgreich bei der Impfstoffentwicklung, die Thera-

peutikaentwicklung bleibt eine Herausforderung -, 

und wir müssen eine Brücke in die Industrie hin-

ein bauen, um dann auch, wie wir es jetzt bei den 

Vakzinen sehen, in die Produktion zu kommen. 

In Ihrer zweiten Frage wollen Sie wissen, wie es 

um die Pandemiebekämpfung in Niedersachsen 

und die Forschungseinrichtungen, die hier arbei-

ten, steht. Ich denke, Herr Professor Schüth und 

Herr Professor Wienands werden dazu in ihren 

folgenden Stellungnahmen sehr detailliert Aus-

kunft geben können. Deswegen will ich nur ein 
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kurzes Schlaglicht auf das werfen, was die 

VolkswagenStiftung getan hat. 

Unsere Leitschnur lautete: Als eine der größten 

wissenschaftsfördernden Stiftungen in Deutsch-

land können wir gleichwohl nicht mit den öffentlich 

geförderten Forschungseinrichtungen und For-

schungsfördereinrichtungen konkurrieren. Die Be-

träge, die im öffentlichen Bereich zur Verfügung 

gestellt werden, übersteigen um ein Vielfaches 

die finanziellen Möglichkeiten der Stiftung. Wir 

haben also versucht, zwei Stärken der Stiftung 

auszuspielen, nämlich erstens Schnelligkeit und 

zweitens Risikofreudigkeit. 

Zum Stichwort „Schnelligkeit“: Wir haben im ver-

gangenen Jahr - das finden Sie detailliert in der 

schriftlichen Stellungnahme - eine Ausschreibung 

gemacht, ein Förderangebot unterbreitet, bei dem 

wir nicht so sehr die biomedizinische Perspektive 

der Pandemie in den Mittelpunkt gestellt, sondern 

eher gefragt haben, welche Grundannahmen in 

der Forschung, und zwar nicht nur in der Biome-

dizin, sondern auch in anderen Disziplinen, durch 

die Pandemie infrage gestellt werden, mehr noch, 

welche Grundannahmen gesellschaftlichen Zu-

sammenlebens neu überdacht werden müssen. 

Wir sind überrannt worden vom Interesse an die-

ser Ausschreibung und haben 1 100 Vorschläge 

bekommen. Noch im vergangenen Jahr haben wir 

rund 100 Projekte zur Förderung ausgewählt. Ei-

ne kurze schematische Übersicht, welche Fächer 

und Fragestellungen adressiert werden, finden 

Sie in der schriftlichen Stellungnahme. 

Wir haben ad hoc die niedersächsischen Hoch-

schulen darin unterstützt, in der digitalen Lehre 

voranzukommen und hier die Kräfte zu bündeln. 

Ende dieses Monats werden Sie von dem neuen 

Verbund „Hochschule.digital Niedersachsen“ le-

sen können, mit dem es gelingt, mit Mitteln der 

VolkswagenStiftung und zusätzlichen Mitteln des 

Landes die Digitalisierung in den Hochschulen - 

in der Lehre, in der Forschung und später auch in 

der Administration - zu bündeln. 

Schließlich haben wir - ich habe eben die Heraus-

forderungen bei der viralen Infektionsforschung 

benannt - eine neue Ausschreibung lanciert. Im 

Moment sind wir in der Begutachtung von 37 An-

trägen zu viralen Zoonosen mit der klaren Aufga-

be, die wir uns selber stellen, in diesem For-

schungsfeld unkonventionelle Ansätze, For-

schungsansätze an Hochschulen zu identifizie-

ren, um im Zusammenwirken mit Biotechnologie- 

und Pharmaunternehmen neue Forschungsrich-

tungen zu verfolgen, um auch in der Therapeu-

tikaentwicklung weiterzukommen. „Schnelligkeit“ 

und „Risikofreudigkeit“ waren hier die Stichworte. 

Wie stellt sich ein solches Handeln auch im inter-

nationalen Vergleich zu anderen Stiftungen dar? - 

Wir sehen in einigen anderen Ländern große pri-

vate wissenschaftsfördernde Stiftungen, die mit 

einem deutlich höheren Förderbudget im Bereich 

Biomedizin unterwegs sind. In Großbritannien ist 

das der Wellcome Trust, der aus der Privatisie-

rung eines Pharmaunternehmens entstanden ist, 

der inzwischen bis zu 1 Milliarde Euro pro Jahr 

ausschüttet und massiv in die virale Infektionsfor-

schung investiert. 

In Dänemark hat die Novo Nordisk Stiftung, die 

ebenfalls aus der Pharmaindustrie entstanden ist, 

insbesondere im Bereich der Testung wegwei-

send und schnell gehandelt. 

Die VolkswagenStiftung hat mit dem Konzern gar 

nichts mehr zu tun, sondern ist aus der Privatisie-

rung des Konzerns in den 60er-Jahren entstan-

den und hat die Förderung von Wissenschaft und 

Technik in Forschung und Lehre zum Ziel. Die 

VolkswagenStiftung ist eher in einem mittleren 

Segment, was unsere Förderung betrifft, aber 

gleichwohl durchaus schnell unterwegs. 

Auf den dritten Frageblock Ihrer vier Leitfragen 

zur Pandemiebekämpfung in der Zukunft werden 

Sie die Fachantworten sicherlich - nach dem, was 

Herr Professor Streeck schon zu den For-

schungsbedarfen ausgeführt hat - unter anderem 

noch von Herrn Professor Wienands und Herrn 

Professor Baumann hören. 

Darüber hinaus müssen wir zwei Dinge tun. Die 

nächste Krise, die nächste große gesellschaftli-

che Herausforderung kann sicherlich wieder im 

Bereich der Biomedizin und einer Pandemie lie-

gen. Aber die „schwarzen Schwäne“ mögen auch 

anders entstehen. Ich nenne nur das Stichwort 

„Cyber Security“ und die Verletzlichkeit großer In-

frastrukturen in Deutschland, was dieses Thema 

betrifft. Ich nenne die Gefahr des Terrorismus. 

Das heißt, wir können nicht exakt sagen, was die 

nächste große krisenhafte Herausforderung sein 

wird. 

Dazu zwei Antworten. Die erste lautet: Wir müs-

sen die Hochschulen in die Lage versetzen, zur 
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Resilienz gegenüber Krisen beitragen zu können. 

Die große Sorge, die sich in Niedersachsen 

längst artikuliert hat, sich in Deutschland zu arti-

kulieren beginnt und international bereits besteht, 

lautet: Bei aller Forschungsförderung zu Corona 

werden wir in der Post-Corona-Zeit die hohen öf-

fentlichen Ausgaben an irgendeiner Stelle wieder 

einsparen müssen. Wenn dies zulasten der For-

schung an den Hochschulen geht, dann graben 

wir uns selbst das Wasser ab, weil wir dann den 

Resilienzraum, den wir in der Wissenschaft ha-

ben, für die Vielfalt möglicher Herausforderungen 

beschränken und damit nicht mehr krisenresistent 

sein werden. Mit anderen Worten: In der Post-

Corona-Zeit darf und kann dies, bei aller Notwen-

digkeit der Haushaltskonsolidierung, nicht zulas-

ten der Hochschulen gehen. 

Die zweite Antwort: Wir sehen gleichzeitig, dass 

die Wirtschaft enorm unter dieser Krise leidet. Wir 

müssen uns fragen, gerade auch in Niedersach-

sen, bei allen strukturellen Herausforderungen mit 

den großen Industrien im Land, aber auch bei 

den großen ökologisch-ökonomischen Herausfor-

derung in der Fläche, in der Landwirtschaft und 

den Herausforderungen im Bereich der Küsten: 

Wie können wir mit einer vorbeugenden und ge-

zielten Forschungs- und Innovationspolitik das 

Land auch künftig krisenfähig machen? 

Ein letzter Punkt: Ich vermute, dass Regionalbi-

schöfin Dr. Bahr auf die sozialen Implikationen 

der Krise hinweisen wird. Auch hier brauchen wir 

erstens Forschung und zweitens soziale Innovati-

onen, um mit den Krisenfolgen umgehen zu kön-

nen. 

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD): Ich bohre an 

dem Punkt der Koordination der nationalen For-

schungsanstrengungen noch einmal nach, die 

Herr Professor Streeck im Bundesministerium 

verortet haben wollte, während Sie das - sicher-

lich aus eigener Erfahrung heraus - eher kritisch 

sehen. Ich habe wahrgenommen, wie viele ande-

re auch, dass die Leopoldina mit den Ad-hoc-

Stellungnahmen in der Tat wesentliche Impulse 

gegeben hat, um zur Bewältigung der Pandemie 

beizutragen. Können Sie uns noch etwas detail-

lierter schildern, wie das in der Leopoldina funkti-

oniert? Und wenn man sich dazu entschließt, eine 

Koordination eher dort zu verorten, könnte das 

vielleicht in irgendeiner Weise mehr gefördert o-

der gestärkt werden? 

Dr. Georg Schütte: Die Leopoldina ist traditionell 

eine Wissenschaftsakademie, die mit ihrer Mit-

gliedschaft Forschungsleistungen und wissen-

schaftliche Leistungen honoriert. Hier kommen 

renommierte Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler zusammen. Seitdem die Leopoldina 

auch Nationale Akademie der Wissenschaften ist, 

haben sich die bisherigen Präsidenten darum 

bemüht, sie stärker zu einer Arbeitsakademie zu 

machen, stärker Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler, die noch voll in ihren Disziplinen 

stehen, in die Arbeit der Akademie einzubezie-

hen. Das ist aktuell noch einmal forciert gesche-

hen. Die Leopoldina hat ungeachtet von Mitglied-

schaften in den vergangenen Wochen und Mona-

ten Personen in die Beratungen hineingeholt, die 

ein möglichst breites Spektrum an Disziplinen ver-

treten. - Das als kurzer Einblick in die Arbeit, als 

grobe Beschreibung. 

Zur Frage der Koordination: Wir sehen, dass je-

weils die einzelnen Wissenschaftsorganisationen 

in ihrer Ausrichtung der Forschung und der Aus-

richtung der Forschungsförderung in der Deut-

schen Forschungsgemeinschaft - auch das BMBF 

ist eine Forschungsfördereinrichtung - bisher 

nach der eigenen Rationalität, nach den eigenen 

Zeitplänen, nach den eigenen Zielstellungen die 

Förderprogramme erweitert und neu ausge-

schrieben haben. Ich kann mir durchaus vorstel-

len, dass hier - auch um dem Petitum von Herrn 

Professor Streeck gerecht zu werden - eine stär-

kere Koordinierung notwendig wäre. Das wäre ei-

ne zusätzliche Fragestellung für die Leopoldina. 

Die bisherige lautet: Was muss aktuell getan wer-

den? Wenn man dies ergänzen würde um die 

Fragestellung, wie wir Forschungsarbeiten koor-

dinieren müssen, wenn wir eine Mittel- bis Lang-

fristplanung haben wollen, zu welchen Fragen 

und dazu, wer was bis wann macht, dann wäre 

das ein zusätzlicher Auftrag. Ich befürchte, dass 

die Leopoldina mit ihren bisherigen Möglichkei-

ten, auch den bisherigen finanziellen Möglichkei-

ten, irgendwann an die Grenze des Handelns 

kommt. Es wäre ein Appell an das BMBF, die Be-

dingungen dafür zu schaffen, die Leopoldina wei-

ter handlungsfähig zu halten. 

Wer müsste dort hinzukommen? - Das Robert 

Koch-Institut als Ressortforschungseinrichtung 

des Gesundheitsministeriums hat sicherlich nicht 

nur die Aufgabe, die täglichen Warnhinweise zu 

geben, sondern es ist auch eine Forschungsein-
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richtung mit einer klaren ressortbezogenen Fra-

gestellung. Auch das Robert Koch-Institut müsste 

also hinzugezogen werden. 

Prof. Dr. Gunnar Duttge (wissenschaftliche Be-

gleitung): Herr Dr. Schütte, Sie waren im Sinne 

der klassischen Forschungsförderung im Bereich 

der Erkenntnisgewinnung unterwegs. Das heißt, 

es werden Mittel eingesetzt, damit entsprechende 

Forschungsprojekte lanciert werden, um in unse-

rem Kontext jetzt über die medizinisch-

biologischen Fragestellungen von COVID-19 wei-

tergehende Erkenntnisse zu gewinnen. 

Nicht weniger wichtig erscheint mir allerdings die 

Frage, ob es vielleicht auch Forschungsförderbe-

darf oder überhaupt konzeptionellen Bedarf ge-

ben könnte, diese Erkenntnisgewinne möglichst 

zeitnah, effektiv und praktisch operationabel den 

politisch verantwortlichen Institutionen zugänglich 

zu machen; denn niemand ist in der Lage, im 

Wochentakt die entsprechenden Journals auszu-

werten, ganz abgesehen von der fehlenden Ex-

pertise. 

Gibt es nach Ihrem Kenntnisstand Initiativen, die-

ses Feld der, wenn man so will, Rückkommunika-

tion entsprechender Erkenntnisse in den allge-

meinen gesellschaftspolitischen Bereich und spe-

ziell im Hinblick auf politische Verantwortungsträ-

ger und Institutionen, diese Art von Rückkoppe-

lung zu verstärken, zu fördern? Gibt es allgemein 

entsprechende Initiativen oder beispielsweise 

auch Initiativen der VolkswagenStiftung? 

Dr. Georg Schütte: Auf der allgemeinen Ebene 

haben wir gesehen, wie einerseits die Allianz der 

großen Wissenschaftsorganisationen, ein infor-

meller Zusammenschluss aller großen For-

schungsorganisationen und Wissenschaftsförde-

rer, erstmals seit Langem mit gemeinsamen Stel-

lungnahmen versucht hat, die jeweiligen For-

schungsstände publik zu machen und daraus 

Empfehlungen für das Handeln der Akademie 

bzw. der Akademien abzuleiten. 

Das, was ich eben geschildert habe, vollzieht sich 

auf einer ähnlichen Ebene. Das ist die Überset-

zungsleistung, die momentan in der organisierten 

Wissenschaft erbracht wird. Hier läuft der Prozess 

ab, den Frau Priesemann schon angedeutet hat. 

Man publiziert Forschungsergebnisse, die in un-

terschiedlichster Form qualitätsgesichert werden 

und dann über solche Abstimmungs- und Veröf-

fentlichungsmechanismen in die politische Debat-

te einfließen. 

Wie kann man solche Prozesse gleichwohl be-

schleunigen? - Ich hatte eben geschildert, dass 

wir rund 100 Forschungsprojekte zu gesellschaft-

lichen Auswirkungen der Krise und kleine explora-

tive Forschungsprojekte zu den Bereichen Bio-

medizin, Biomedizintechnik ausgewählt haben. 

Diese fördern wir zunächst für ein Jahr. Alle Ge-

förderten wurden gebeten, im Herbst dieses Jah-

res erste Zwischenberichte zu publizieren, sodass 

wir die Ergebnisse selber aus einer Quersicht, un-

ter Umständen unterstützt von einigen Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern, möglichst 

schnell in die weitere Debatte einbringen können. 

stellv. Vorsitzende Abg. Dr. Thela Wernstedt 

(SPD): Im Moment gibt es keine weiteren Fragen 

an Sie. Ganz herzlichen Dank für Ihre Zeit und für 

die präzisen Darstellungen! 

Prof. Dr. Ferdi Schüth 

Vorsitzender der Wissenschaftlichen Kommission 

Niedersachsen 

Direktor des Max-Planck-Instituts für Kohlenfor-

schung, Mühlheim/Ruhr 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 9 

Prof. Dr. Ferdi Schüth: Ich bin Chemiker und 

kann ähnlich wie Herr Schütte nichts oder wenig 

zu den sehr spezifischen Fragen beitragen, auf 

die Frau Priesemann und Herr Streeck eingegan-

gen sind, sondern nehme eher zu übergreifen-

den, zu strukturellen Themen Stellung und orien-

tiere mich dabei wie Herr Schütte an den Leitfra-

gen, die Sie im Vorfeld gestellt haben. Ich werde 

mich auf die Leitfragen 2, 3 und teilweise 4 kon-

zentrieren; denn hier nehmen Berufenere teil, die 

mehr zur internationalen Einbettung etc. sagen 

können. 

Zur aktuellen Forschungssituation in Niedersach-

sen zur COVD-19-Pandemie: Ich hatte Ihnen 

meine Stellungnahme in schriftlicher Form im Vor-

feld zukommen lassen. Diese werde ich nicht 

wiederholen, sondern mich auf ein paar Themen 

fokussieren, die mir wichtig erscheinen, und das 

Ganze zusammenfassen, damit wir im Zeitrah-

men bleiben. 
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Grundsätzlich stimme ich Herrn Schütte in der 

Einschätzung zu, dass die Universitäten, die Lan-

desregierung, alle Forscherinnen und Forscher 

sowohl in Niedersachsen als auch deutschland-

weit grundsätzlich sehr gut und schnell auf die 

Herausforderungen durch die COVID-Krise rea-

giert haben. Wenn ich mir die Forschungsförde-

rung als strukturelle Randbedingung ansehe, 

dann stelle ich fest: Das Land Niedersachsen hat 

sehr schnell erhebliche Forschungsmittel bereit-

gestellt, genau wie es die VolkswagenStiftung mit 

ihrer Flexibilität vielleicht noch rascher und in ei-

nem mit weniger Randbedingungen versehenen 

Umfang getan hat. Insgesamt sind zwischen 25 

und 30 Millionen Euro spezifisch aktiviert worden. 

Dazu kommen die umgewidmeten Mittel, die in 

den Forschungsorganisationen und Universitäten 

verfügbar waren, die dann auf die Herausforde-

rungen durch die COVID-Krise gerichtet worden 

sind. 

Um es ein bisschen spezifischer zu sagen: Im 

Frühjahr standen 16,2 Millionen Euro für eine 

ganze Reihe von Projekten zur Verfügung, die 

sich ganz speziell auf das SARS-Virus gerichtet 

haben, 2,9 Millionen Euro für die Sammlung von 

Daten zum Infektionsgeschehen an Schulen, und 

es wurde das Forschungsnetzwerk COFONI ge-

gründet, zu dem ich gleich noch einige Worte sa-

ge. 

Wie gesagt, dazu haben Universitäten und au-

ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen eine 

Vielzahl weiterer Projekte initiiert. Die Landes-

hochschulkonferenz hat das abgefragt. Es gab 

insgesamt fast 400 Rückmeldungen zu Projekten, 

die mit dem Coronavirus zu tun hatten, 285 an 

Hochschulen, 99 an außeruniversitären Einrich-

tungen. Da ist noch nicht einmal alles einbezo-

gen, weil nicht alle Institutionen eine Rückmel-

dung gegeben haben. 

Herr Duttge hat gerade gefragt, warum wir bei so 

vielen Projekten und so viel Förderung immer 

noch so wenig über die Wirkung der Schutzmaß-

nahmen wissen. Ich glaube, da muss man diffe-

renzieren. Wir hatten Projekte zu den technischen 

Schutzmaßnahmen, zu technischen Vorrichtun-

gen. Da wissen wir schon relativ gut Bescheid. 

Wir wissen, die Masken wirken. Wir wissen, wie 

sich Viren in Räumen ausbreiten. In Projekten 

zwischen dem DLR und dem Max-Planck-Institut 

für Dynamik und Selbstorganisation ist das analy-

siert worden. Es gibt also einen bestimmten Wis-

sensstand, auf den wir zurückgreifen können. 

Interventionsmaßnahmen auf der gesellschaftli-

chen Ebene zu beurteilen ist natürlich viel schwie-

riger. Ich will es ganz kurz erläutern. Das können 

Sie eigentlich nur dann vernünftig analysieren, 

wenn Sie auch eine gewisse Zahl von Fällen ha-

ben. Wenn Sie nur hier und da jeweils einen ver-

einzelten Fall haben, dann können Sie aus einer 

statistischen Analyse nicht herauslesen, wie In-

terventionsmaßnahmen wirken. Wenn Sie aber 

genügend Fälle haben, dann sind Sie im Krisen-

modus. Dann müssen Sie Maßnahmen beschlie-

ßen, und wenn die Maßnahmen nicht sehr schnell 

wirken, müssen Sie sie verschärfen. Das heißt, 

Sie haben eigentlich nie ein vernünftiges Setting, 

in dem Sie einzelne Maßnahmen quasi wie im 

Labor analysieren können. Denn bevor die eine 

Maßnahme ihre Wirkung voll entfaltet hat, wird 

möglicherweise schon die nächste implementiert 

oder eine Maßnahme wieder aufgehoben und 

durch eine andere ersetzt. Das macht es extrem 

schwierig, gesellschaftliche Interventionen zu be-

urteilen. Es ist sicherlich eine Herausforderung für 

die Forschung, auch im Nachgang dieser Krise, 

hier bessere Techniken zu entwickeln. 

Weiter zu den bisher im Land geförderten Projek-

ten: Es ist nicht so, dass diese nur spezifisch auf 

Infektiologie gerichtet sind, auf biologische Fra-

gen, sondern die thematische Vielfalt dessen, 

was getan worden ist, ist wirklich beeindruckend. 

Es geht zum Beispiel um die kardiovaskulären 

Komplikationen bei COVID-19-Patienten, also 

Sekundäreffekte. Es geht um eine Biobank zur 

Erforschung der Biomarker für die Analyse und 

den Vorschlag von Behandlungsstrategien bei 

COVID-19. Es geht um humane Antikörper und 

Plasmaprodukte gegen COVID-19, aber auch um 

gesellschaftliche Themen wie die Folgen sozialer 

Einschränkungen auf die gesundheitliche Le-

bensqualität älterer Menschen oder eine Befra-

gungsstudie, wie Jugendliche die COVID-19-

Pandemie erleben, also wirklich ein ganz breites 

Spektrum. Die Ergebnisse liegen teilweise vor, 

teilweise noch nicht, weil die Dinge mitunter ver-

hältnismäßig lange dauern. 

Es sind auch übergreifende Verbünde vernetzt 

worden. Das landesfinanzierte COFONI-Netzwerk 

aus der Universitätsmedizin Göttingen, der MHH, 

dem Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung 

und der Tierärztlichen Hochschule Hannover be-
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schäftigt sich mit übergreifenden Methodenplatt-

formen, übergreifenden Tiermodellen und stellt 

Daten und Biobanken zur Verfügung. Da gibt es 

durchaus koordinierte Anstrengungen. 

Was fehlt? - Herr Streeck hat bereits darauf hin-

gewiesen. An manchen Stellen hätte man sich ei-

ne stärkere Koordination, Zusammenführung pa-

rallel laufender Forschungsprojekte gewünscht, 

nicht nur auf Landesebene, sondern darüber hin-

aus auch auf Bundesebene. Das hat innerhalb 

der außeruniversitären Forschung meiner Ein-

schätzung nach verhältnismäßig gut funktioniert, 

weil es stärker zentralisiert möglich ist. Da gibt es 

die jeweiligen Zentralen. Damit ist eine Absprache 

unter den Leitungsgremien relativ schnell mög-

lich. Das ist bei der Vielfalt der universitären 

Strukturen sicherlich schwieriger, obwohl auch da 

so etwas stattgefunden hat. Man muss aber im 

Hinterkopf behalten: In dieser Pandemie standen 

die Universitäten vor der Herausforderung, die 

Lehre von einem auf den anderen Tag auf andere 

Konzepte umzustellen. Das Dach brannte an al-

len Stellen. Da macht man nicht alles richtig. Das 

würde ich auch niemandem vorwerfen. 

Ich glaube schon, dass man in der Krisensituation 

eine gewisse Koordinierung braucht. Ich glaube 

aber nicht, dass solche Koordinierungsmaßnah-

men auch jenseits der Krise sehr sinnvoll sind. Im 

Normalbetrieb braucht Forschung Freiräume. Wir 

brauchen die Breite. Nur durch die Breite der An-

sätze war es in der Pandemie möglich, an so vie-

len Stellen so schnell zu reagieren. Koordinierung 

sorgt oft für eine gewisse stromlinienförmige Aus-

richtung. Im Normalbetrieb brauchen wir die Brei-

te. Ich glaube aber, wir müssen Strukturen und 

Mechanismen vorhalten, um verhältnismäßig 

schnell eine Koordinierung zu ermöglichen. Man 

könnte bereits Netzwerke aufsetzen, sie dann 

quasi in einen Ruhezustand, in den Stand-by-

Betrieb versetzen und nur gelegentlich, wie bei 

einer Übung, wieder aufrufen. Normalerweise al-

lerdings sollte man der Forschung die Freiheit 

lassen. 

Wie ist es Niedersachsen gelungen, in verhält-

nismäßig kurzer Zeit so viele Aktivitäten ins Le-

ben zu rufen? - Gerade die niedersächsische 

Forschung war gut vorbereitet. Wenn Sie schau-

en, wer prominent zu Fragen über COVID-19 

Stellung nimmt, dann merken Sie, dass ein deut-

lich überdurchschnittlicher Teil der Forscherinnen 

und Forscher aus Niedersachsen kommt. Das 

liegt daran, dass wesentliche Bereiche in Nieder-

sachsen sehr gut etabliert waren, zum einen auf-

grund der Breite der Forschung, zum anderen 

aufgrund der Schwerpunktsetzung, die das Land 

in der Vergangenheit vorgenommen hat. 

Es war sicherlich eine Mischung aus Weisheit und 

Glück - so bezeichne ich es mal - verantwortlich 

dafür, dass das Land das Helmholtz-Zentrum für 

Infektionsforschung hat, das in Kooperation mit 

den Universitäten auf dieses Thema gerichtet ist. 

Vor zehn Jahren hätte niemand gesagt, dies sei 

unbedingt nötig, weil wir es 2020 mit COVID zu 

tun bekommen. Aber grundsätzlich hat das Land 

die Notwendigkeit erkannt und dort etwas getan. 

Die Infektionsforschung war in Niedersachsen al-

so sehr gut aufgestellt. Das hat 2011 auch die 

Wissenschaftliche Kommission Niedersachsen in 

einer Analyse für die Norddeutsche Wissen-

schaftsministerkonferenz herausgearbeitet. Da-

mals ist die biologische, biomedizinische For-

schung angeschaut und Niedersachsen gerade in 

dieser Frage als hervorragend aufgestellt identifi-

ziert worden. 

Grundsätzlich war ein großes Potenzial vorhan-

den. Man muss einfach sagen: Wenn dieses Po-

tenzial nicht da ist, kann man auf eine solche Kri-

se nicht angemessen reagieren. Man kann nicht 

mit Grundlagenforschung beginnen, wenn es 

brennt. Darauf muss man vorbereitet sein. 

Man muss nicht unbedingt auf die ganz spezifi-

sche Fragestellung vorbereitet sein. Die Kollegin-

nen und Kollegen in Niedersachsen haben es ge-

schafft, in Tagen und Wochen ihre Forschungs-

richtung zu verändern und auf das Virus auszu-

richten, wenn sie bereits grundsätzlich relevante 

Forschung auf diesem Themengebiet durchge-

führt hatten. Die Investitionen in der Vergangen-

heit haben sich an dieser Stelle also ausgezahlt. 

Es war eine Mischung aus Planung und glückli-

cher Fügung, dass Niedersachsen in dieser Frage 

besonders gut aufgestellt war. 

Wie muss sich Niedersachsen nun für zukünftige 

Pandemien aufstellen? - Zum einen müssen wir 

sicherlich damit rechnen, dass es wiederum Pan-

demien geben wird. Ein Land, das jetzt schon 

stark in der Infektionsforschung aufgestellt ist, 

sollte diesen Bereich erhalten und ausbauen. 

Zum anderen möchte ich noch einmal ganz klar 

das bekräftigen, was Herr Schütte eben genannt 

hat: Eine Krise kann auch auf ganz anderen Ge-
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bieten kommen. Jede Gesellschaft ist gut bera-

ten, sich in der Forschung nicht zu fokussiert auf-

grund der tagesaktuellen Notwendigkeiten aufzu-

stellen, sondern die Breite ist wichtig, um schnell 

reagieren zu können. 

Wenn wir uns das Gebiet der Infektionsforschung 

genau anschauen, müssen wir auch sagen: Wir 

wissen nicht, ob der nächste wirklich gefährliche 

Erreger ein Virus oder gar ein Coronavirus ist. Es 

können auch andere Bedrohungen auf uns zu-

kommen. Derzeit haben wir die Bedrohung durch 

das Coronavirus. Eine andere Herausforderung 

können durchaus bakterielle Infektionen oder 

Ähnliches sein. Wenn wir uns zu stark fokussie-

ren, dann wird es schwierig sein, solchen Heraus-

forderungen zu begegnen. Ganz entscheidend ist 

es, die Forschungsbasis breit zu halten und nicht 

zu schmal anzulegen und zu sagen: Weil jetzt 

Coronaviren das beherrschende Thema sind, wird 

es auch in den nächsten zehn Jahren so sein. - 

Die Infektionsforschung ist eine große Stärke. Sie 

soll weiter ausgebaut und sicherlich erhalten wer-

den, aber nicht fokussiert nur auf einen Erreger-

typ, sondern in genügender Breite. 

Die Breite ist nicht nur in der Infektionsforschung 

zu sehen, sondern Forschung in der Breite ist 

ganz allgemein ein großes Asset. Eine meiner 

Vorrednerinnen, Frau Priesemann, ist Physikerin. 

Sie hat sich vorher auch mit der Ausbreitung von 

Krankheiten beschäftigt, aber das war nicht ihr 

Hauptforschungsgebiet. Sie hat sich grundsätzlich 

mit solchen Modellen, die man jetzt auf das 

Coronavirus anwenden kann, beschäftigt und 

konnte innerhalb kürzester Zeit aus einem ganz 

anderen Bereich ihre Erfahrungen auf das über-

tragen, was jetzt relevant ist. Gute Forschung, 

breit aufgestellt, wird immer in der Lage sein, gut 

zu reagieren. 

Es geht nicht nur darum, die Forschung in den 

Lebenswissenschaften zu stärken, sondern Public 

Health ist wichtig. Wirtschafts-, Sozial- und Geis-

teswissenschaften sind wichtig, um die Folgen zu 

beherrschen. 

Im Nachgang der Corona-Pandemie sollte meiner 

Einschätzung nach analysiert werden, welche Da-

ten man eigentlich braucht, um für neue Heraus-

forderungen in ähnlichen, aber eben nicht glei-

chen Situationen die Ausbreitung von Erregern 

vorherzusagen, die Wirksamkeit von Gegenmaß-

nahmen zu beurteilen. Herr Streeck hat darauf 

hingewiesen, es wäre ganz interessant zu wissen, 

welche Berufe die Infizierten haben. Das erheben 

wir derzeit nicht. Aber wenn wir das Gefühl ha-

ben, es könnte hilfreich sein, dann kann man 

Strukturen dafür aufbauen, um so etwas zu tun. 

Es wird noch eine ganze Reihe solcher Fragen 

geben. Diese Daten müssten hinsichtlich ihrer 

Aussagekraft analysiert und dann auch Mecha-

nismen etabliert werden, um sie zu erheben. Da-

für braucht es eine Infrastruktur. Diese Infrastruk-

tur brauchen wir dann vielleicht für zehn Jahre 

nicht. Der Appell an Sie ist: Wenn Sie eine solche 

Infrastruktur jetzt in der Krisensituation aufbauen, 

dann müssen Sie in zehn Jahren das Rückgrat 

haben, diese zu verteidigen. Mich hat es sehr ge-

ärgert, dass wir in der Anfangsphase der Pande-

mie sehr oft die Stimmen hatten: Wir haben zu 

wenig Masken, und die Schutzkleidung fehlt. - Im 

Nachhinein stimmt das natürlich. Meine Unterstel-

lung ist, dass dieselben Menschen, die sich dar-

über beklagt haben, sich in einer Zeit ohne Pan-

demie darüber beklagt hätten, dass man teure 

Ausrüstungsgegenstände unnützerweise für 10, 

20, 50 Jahre einlagert. Wenn man entscheidet: 

„Wir brauchen so etwas“, dann muss man das 

Rückgrat haben, es durchzuhalten, auch wenn 

die Krise aus dem kollektiven Bewusstsein schon 

wieder ein bisschen verdrängt ist. 

Schließlich halte ich den Aufbau eines Strategie-

portfolios für wichtig. Wir haben in dieser Krise ad 

hoc reagiert, aber es gibt eine ganze Reihe inno-

vativer Vorschläge - Frau Priesemann hat eben 

einige genannt -, wie man vielleicht mit solchen 

Infektionen umgehen könnte. Es gibt Vorschläge 

zu alternierenden Lockdown-Strategien. Es gab 

Vorschläge zum Pooltesten in Zeiten niedriger 

Testkapazitäten, um eine Voreinengung kritischer 

Gruppen vorzunehmen. Man könnte als Trocken-

übung untersuchen, welche Maßnahmen in Be-

zug auf Datenschutz oder Aufklärung von der Be-

völkerung akzeptiert werden. An vielen Stellen 

sind wir durch bestimmte Begrenzungen, die wir 

vielfach sicher zu Recht haben, eingeschränkt. In 

einer Krisensituation mag es akzeptabel sein, be-

stimmte Einengungen aufzuheben. Das kann 

man tun, auch wenn die Krise nicht da ist. Das 

funktioniert dann sogar besonders gut, weil man 

nicht ständig Feuer austreten muss. 

Was können Sie tun, um notwendige exzellente 

und breit aufgestellte Forschung in Niedersach-

sen zu erhalten? - Grundsätzlich ist Niedersach-
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sen, wie gesagt, gut aufgestellt. Wenn Sie ge-

nauer hinschauen, stellen Sie fest, dass eine 

ganze Reihe der sehr prominenten Forscherinnen 

und Forscher auf dem Gebiet der Infektionsfor-

schung aus außeruniversitären Forschungsein-

richtungen kommt. 

Das liegt an zwei Dingen: Zum einen hatte ich be-

reits darauf hingewiesen, dass die Universitäten 

das große Problem hatten, sehr schnell auf neue 

Lehrkonzepte umzustellen. Das wird nicht einfa-

cher, wenn man dann auch noch in die For-

schung einsteigen will. Zum anderen haben au-

ßeruniversitäre Forschungseinrichtungen einen 

höheren Anteil an flexiblen Mitteln, die sie für For-

schung einsetzen und umwidmen können. Das 

Ministerium hat sehr schnell Mittel für die Univer-

sitäten bereitgestellt, aber wenn Universitäten ei-

ne Grundfinanzierung haben, die sie einsetzen 

und auch verschieben können, dann ist das als 

Krisenreaktionsmaßnahme sehr hilfreich. Das 

heißt, es ist wichtig, diesen Block zu erhalten, ei-

ne Grundfinanzierung, die nicht projektgebunden 

ist, um in Niedersachsen weiterhin eine breit auf-

gestellte Forschungslandschaft zu fördern und zu 

bewahren. 

Die Universitäten sind von der globalen Minder-

ausgabe genauso betroffen wie alle anderen Be-

reiche. Die Universitäten und die Forschung ha-

ben gezeigt, dass sie in einer Krise ganz beson-

ders wichtig sind. Andere Bundesländer haben 

keine globale Minderausgabe für die Wissen-

schaft beschlossen oder die Wissenschaft in die-

sen Bereichen ausgenommen und fördern sie zu-

sätzlich. Die Wissenschaft muss Freiräume ha-

ben, um sich breit aufzustellen. Die Bedeutung 

einer breit aufgestellten Wissenschaft haben wir 

in der Corona-Krise gesehen. 

Die Qualität muss gut sein, aber dafür hat Nieder-

sachsen gut implementierte Mechanismen. Das, 

was wir aus der Forschung und Wissenschaft se-

hen, zeigt uns, dass die Qualität vorhanden ist. 

Die Wissenschaftliche Kommission betrachtet die 

Forschungseinrichtungen in Niedersachsen, eva-

luiert mit externen Fachmännern und -frauen die 

Forschungsleistungen. Das werden wir auch wei-

terhin tun. Auf die Qualität der Forschung in Nie-

dersachsen kann sich das Parlament verlassen. 

Dabei möchte ich es bewenden lassen. Nieder-

sachsen ist grundsätzlich hervorragend für die In-

fektionsforschung aufgestellt, konnte deswegen in 

dieser Pandemie eine wesentliche Rolle spielen 

und hat sehr schnell reagiert. Ich möchte Sie er-

mutigen, diesen Weg fortzusetzen, dabei aber da-

rauf zu achten, eine möglichst breit aufgestellte 

Landschaft vorzuhalten; denn wir wissen nicht, 

wo uns die nächste Herausforderung treffen wird. 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Ich danke Ihnen 

für Ihre mahnenden Worte mit Blick auf die Ge-

samtsituation. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Am Ende Ihrer 

schriftlichen Stellungnahme und auch gerade ha-

ben Sie auf die Frage der Grundfinanzierung Be-

zug genommen. Sie loben - ich finde, zu Recht - 

große Teile der Forschungslandschaft in Nieder-

sachsen für die Arbeit in dieser Situation, haben 

aber schon Sorgen hinsichtlich der Grund- und 

der Projektfinanzierung. Betrifft das die Gegen-

wart oder die Zukunft? Sorgen Sie sich eher da-

rum, dass da gekürzt werden könnte, oder sagen 

Sie, da ginge auch jetzt schon noch mehr? - Das 

ist die erste Frage. 

Die zweite Frage: Sie sprechen dann, wie auch 

schon Herr Professor Dr. Streeck, die Frage der 

nationalen Koordinierung an. Dabei geht es tat-

sächlich um eine Koordinierung und nicht um eine 

dirigistische Steuerung, oder? Es geht sozusagen 

darum, dass nicht parallel geforscht wird, ohne 

voneinander zu wissen, sondern dass zumindest 

jedem klar ist, was wer wo plant, um das ein biss-

chen aufeinander abstimmen zu können?  

Prof. Dr. Ferdi Schüth: Die Frage nach der Höhe 

der Grundfinanzierung von Universitäten wird 

immer wieder gestellt und muss immer wieder 

neu austariert werden, weil jede Gesellschaft vie-

le Herausforderungen hat. Mit Sorge sehen wir 

die globale Minderausgabe, die die Zukunftsfä-

higkeit des Systems beeinflusst. Es gibt Universi-

täten, bei denen der Projektanteil in der For-

schung mittlerweile deutlich den Grundfinanzie-

rungsanteil übersteigt. Das fokussiert Forschung. 

Das mag für eine Zeit manchmal tragbar sein, 

grundsätzlich ist aber eine breit aufgestellte For-

schungslandschaft resilienter und reaktionsfähi-

ger als eine auf sehr spezifische Themen fokus-

sierte. Wie gesagt, das ist eine Frage, die jeweils 

austariert werden muss. Uns macht die Tendenz 

Sorgen. Die Wissenschaftliche Kommission setzt 

sich aus Experten zusammen, die alle nicht aus 

Niedersachsen kommen. Man könnte jetzt sagen, 

dass sie sich dann freuen, weil die Konkurrenz 
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aus Niedersachsen schlechter finanziert wird. Die 

zurückgehende Grundfinanzierung bereitet uns 

grundsätzlich Sorge. 

Zur Koordinierung: Das Credo, das ich in jedem 

Fall vertrete, ist, dass Forschung im Normalfall 

große Freiräume braucht. Große Verbünde sind 

an manchen Stellen sehr hilfreich und wichtig, 

sind aber oft auch schwerfällig und fokussieren 

sich typischerweise auf Mainstream. Forschung, 

die breit ist, innovativ ist, frei ist, braucht mög-

lichst wenige Randbedingungen. In einer Krisen-

situation hilft es nicht, wenn jeder in seinem Gärt-

chen arbeitet und in vier Gärtchen Tulpen ge-

züchtet werden, obwohl man alle Pflanzen 

braucht. In einer Krisensituation braucht man auf 

jeden Fall eine Koordinierung, damit a) keine 

Doppelarbeit geleistet wird und b) vor allen Din-

gen Erkenntnisse zwischen unterschiedlichen 

Akteuren möglichst schnell ausgetauscht werden. 

COFONI, das Netzwerk, das Sie etabliert haben, 

dient zum Beispiel dazu, eine Datenbasis zu er-

zeugen, gemeinsame Erkenntnisse zu teilen. Herr 

Streeck hat darauf hingewiesen, dass die epide-

miologischen Studien alle nebeneinanderher lie-

fen. Jeder hat seine oder ihre Daten erhoben. 

Aus der Gesamtschau hätte man möglicherweise 

viel mehr lernen können. 

Über das richtige Ausmaß der Koordinierung 

kann man sicher lange trefflich streiten. Wenn das 

Dach wirklich brennt, dann braucht man sogar 

fast eine Art Dirigismus - für kurze Zeit in einer 

Notsituation. Im absoluten Normalbetrieb würde 

ich größtmögliche Freiräume lassen. In einem 

Zwischenzustand ist vielleicht eine Koordinierung, 

ein Informationsaustausch erforderlich. Es gilt, im 

Vorfeld Strukturen und Mechanismen zumindest 

zu implementieren und vorzuhalten; denn es kann 

sehr schwierig sind, so etwas ad hoc aus dem 

Boden zu stampfen. In einer Krisensituation - wir 

haben es im Frühjahr erlebt, als die Zahlen inner-

halb von Wochen nach oben gingen - bekommt 

man sicherlich keinen optimalen Koordinierungs-

mechanismus aufgesetzt. Man muss sich vorher 

Gedanken machen, die Strukturen aufsetzen und 

sie gelegentlich mal im Normalbetrieb erproben, 

aber Freiräume geben. 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Ganz herzlichen 

Dank, dass Sie sich als Vorsitzender der Wissen-

schaftlichen Kommission Niedersachsen mit dem 

Blick über Niedersachsen hinaus, wie Sie es be-

tont haben, die Zeit genommen haben. Es ist im-

mer wichtig für die Arbeit nicht nur des Ausschus-

ses, sondern derzeit für alle, die sich mit der Be-

wältigung der Krise beschäftigen, über die direkte 

Situation vor Ort hinauszuschauen. 

Prof. Dr. Jürgen Wienands 

Universitätsmedizin Göttingen 

Georg-August-Universität 

Institut für Zelluläre und Molekulare Immunologie 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 10 

Prof. Dr. Jürgen Wienands: Herzlichen Dank, 

dass Sie mich heute eingeladen haben. Diese 

Einladung habe ich sehr gerne angenommen. Ich 

freue mich jetzt schon auf Ihre Fragen und die 

Diskussion.  

Zur Einleitung sende ich einen herzlichen Gruß 

aus Göttingen. Herr Professor Streeck hat darauf 

hingewiesen, dass er als Göttinger nach Nord-

rhein-Westfalen gegangen ist und dort seine be-

kannten Heinsberg- und Gangelt-Studien veröf-

fentlicht hat. Vielleicht ist es interessant, dass ich 

genau den umgekehrten Weg genommen habe. 

Ich bin Heinsberger; ich komme aus genau die-

sem Heinsberg, und meine Verwandten leben 

nach wir vor in Gangelt. Herr Professor Streeck, 

es mag sehr gut sein, dass Sie auch meine Ver-

wandten befragt haben.  

Ich habe mich schon schriftlich zu den einzelnen 

Punkten geäußert. Vielen Aspekten, die von mei-

ner Vorrednerin und meinen Vorrednern bereits 

ganz hervorragend beleuchtet wurden, schließe 

ich mich in Gänze an. Es fällt mir fast schon 

schwer, die Aspekte davon herauszufiltern, die 

ich nicht auf meinem Spickzettel hatte. Auch mit 

Blick auf die Zeit werde ich mich daher auf zwei 

Aspekte fokussieren, die mir besonders am Her-

zen liegen.  

Zum einen möchte ich mich als Immunologe zu 

den Impfplänen äußern, und als Sprecher des 

COFONI-Netzwerks möchte ich auch noch einmal 

die Zielsetzungen und die Struktur von COFONI 

zusammenfassen.  

Als Einleitung zu meinen beiden Hauptaspekten 

noch einmal die Quintessenz aus den vorherge-

henden Beiträgen, die ich, wie ich schon sagte, in 

allen Aspekten sehr ausführlich, sehr treffend 



18. WP Sonderausschuss zur Aufarbeitung der bisher gewonnenen Erkenntnisse aus der Bekämpfung  Seite 33 
der COVID-19-Pandemie und - daraus schlussfolgernd - zur Vorbereitung auf künftige  

pandemiebedingte Gesundheits- und Wirtschaftskrisen  
- 4. Sitzung am 18. Januar 2021 (öffentlich) 

fand. Ich zitiere noch einmal Frau Priesemann 

und Herrn Streeck: Nach wie vor gibt es leider 

wenig belastbare Daten. Jedenfalls ist die Daten-

decke noch zu dünn, um - das sage ich an Sie 

und an die Vertreter der Landesregierung -, da-

von abgeleitet, belastbare, politisch vertretbare 

und in alle Richtungen nicht anfechtbare Maß-

nahmen abzuleiten. Die Daten sind vorhanden, 

aber die Interpretation ist auch unter uns Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern teilweise 

noch divers. Wenn es zur Vorhersage, zur Vorbe-

reitung auf die Zukunft, kommt, ist das letztlich mit 

dem Satz zu umschreiben: Wir müssen uns auf 

etwas vorbereiten, was wir noch nicht kennen.  

Hierzu möchte ich auch noch einmal die Quintes-

senz betonen, die Herr Schüth ausgezeichnet 

formuliert hat, dass wir uns nicht auf dezidierte 

Fragestellungen fokussieren und konzentrieren 

können, weil die Zukunft schwer vorhersagbar ist. 

Ob die nächste Pandemie, die - das glaube auch 

ich ganz fest - kommen wird, durch ein Virus, gar 

ein abgeleitetes Coronavirus oder eine Virusmu-

tante oder vielleicht durch MRSA, multiresistente 

Bakterienstämme, verursacht ist, können wir noch 

nicht wissen. Hinzu kommt, dass wir in keiner 

Weise vorhersagen können, wie sich Mutationen 

in Bakterien und in Viren, die dazu unterschied-

lich in der Lage sind, einstellen und welche Phä-

notypen sich daraus entwickeln, sprich: welche 

Krankheitsbilder durch die mögliche veränderte 

Infektiosität letztlich hervorgerufen werden.  

Das sind noch einmal Aspekte, in Kürze zusam-

mengefasst, inklusive der von Herrn Schütte sehr 

trefflich formulierten Resilienz der Hochschulen 

bezüglich der Krisenresistenz. Auch das ist et-

was, was ich vollumfänglich unterstütze.  

Damit kommt man zur politischen Verantwortung. 

Auch das ist schon angeklungen: Keiner von uns 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern be-

neidet Sie, das in der Öffentlichkeit zu vertreten. 

Unser Verständnis und unsere Zusicherung ha-

ben Sie.  

Auch mit Blick auf die Zeitachse möchte ich nun 

zu meinem ersten leidenschaftlichen Statement, 

zu einer Botschaft kommen, indem ich gewisser-

maßen als Aufschlag sage: Das, was wir hier be-

züglich Corona erleben, ist eine Welt ohne Imp-

fung. Ein einzelnes Virus schafft es, diese Welt 

pandemisch auf allen Ebenen - biomedizinisch, 

sozio-ökonomisch und politisch - in Schach zu 

halten. Dies gilt auch für politische Kontroversen, 

ohne gleich in Verschwörungstheorien abgleiten 

zu wollen. Aber wir sehen, was sich daraus ent-

wickeln kann.  

Dem hat man natürlich politisch Rechnung zu tra-

gen. Hierzu lautet mein Statement: Die Historie 

hat gezeigt, dass Impfungen einen ganz wesentli-

chen und vielleicht den wesentlichsten Beitrag 

dazu leisten können, eine Pandemie oder eine 

Epidemie zumindest teilweise dahin gehend in 

Schach zu halten, dass - das ist letztlich der 

Hauptaspekt der Lockdown-Maßnahmen - die 

Gesundheitssysteme nicht überlastet bzw. nicht 

an die Grenze der Überlastung gebracht werden. 

Ich zitiere noch einmal meine Vorrednerin und 

meine Vorredner: Die Maßnahmen dieses Lock-

downs werden es nicht schaffen, das Virus aus 

dieser Welt zu bringen. Ganz im Gegenteil ist das 

Virus bereits endemisch, und wir werden mit die-

sem Virus leben müssen. Inwieweit wir das kön-

nen, wird maßgeblich von der Bereitschaft und 

von der Aufklärung zur Impfung abhängen.  

Eine positive Nachricht ist, dass die vorhandenen 

Impfstoffe eine sehr hohe Effizienz zeigen, wenn-

gleich wir noch nicht mit letzter Sicherheit vorher-

sagen können, wie lange der Impfschutz anhält 

und wie sich der vorhandene Impfstoff gegenüber 

den noch zu erwartenden oder bereits bekannten 

Virusmutanten verhält. Aber dass es ein wirklich 

großer Erfolg war, in so kurzer Zeit einen Impf-

stoff zu produzieren, ist sicherlich etwas, was die 

Bundesrepublik auszeichnet. Ich würde mir wün-

schen, dass die amerikanischen Medien und un-

sere amerikanischen Kollegen den deutschen 

Beitrag öfter benennen würden.  

Wie gesagt, ist noch nicht ganz klar, wie lange 

dieser Impfstoff vorhalten wird. Meine eigene, 

sehr vorsichtige Einschätzung ist - wie soll man 

es diplomatisch verklausulieren? -: Ich bin viel-

leicht noch nicht ganz überoptimistisch, was die 

Zeitachse angeht. Bei der Zeitachse reden wir 

jetzt vielleicht über Monate oder ein Jahr; denn 

das Virus kann sich verändern, es wird sich ver-

ändern.  

Was bei Coronaviren - um es auf diese zu be-

schränken - hinzukommt, ist, dass wir aus immu-

nologischer Sicht eigentlich fast noch gar nicht 

wissen, wie sich langlebige Immunerinnerung, 

das immunologische Gedächtnis, molekular und 

zellulär aufbaut. Vor dem Hintergrund dieser Lü-
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cke ist es schwer, Vorhersagen zu machen, so-

dass wir eventuell damit zu rechnen haben, dass 

wir die Bevölkerung in gewissen Abständen mit 

modifizierten Impfstoffen erneut impfen müssen.  

Das Coronavirus - das mag noch einmal ein wich-

tiges wissenschaftliches Detail sein - hat aufgrund 

seiner Oberflächenstrukturen, aufgrund der Struk-

tur der Oberflächenproteine, große Zuckeranteile, 

die im größten Teil von der Wirtszelle kommen 

und damit vom immunologischen System, von der 

immunologische Abwehr, nicht unbedingt als 

fremd erkannt werden.  

Die Bedeutung der Impfung für den Erfolg ist her-

vorzuheben. Daher lautet mein Appell an Sie, 

dies in erheblich verstärktem Maße in der Bevöl-

kerung zu kommunizieren.  

Ich muss sagen, das, was auch in meinem eige-

nen Umfeld teilweise an Vorstellungen über die 

Impfstoffe, insbesondere auch über die mRNA-

Impfstoffe, basierend auf dünner Datenlage, aber 

vor allen Dingen auf Falschmeldungen, kursiert, 

macht mich verständnislos. Es ist wirklich gruse-

lig, was die Leute denken, was diese Impfstoffe 

bewirken oder nicht bewirken können.  

Dass nicht jeder Impfstoff grundsätzlich funktio-

niert - hier funktioniert er zumindest zunächst 

einmal -, ist auch klar. Gute Beispiele sind die 

Malaria und auch HIV. Diese beiden Krankheiten 

können noch immer nicht durch gute Impfstoffe 

bekämpft werden. Es gibt viele weitere Beispiele. 

Dass es bei Corona möglich ist, ist ein großer Er-

folg. Insoweit lautet meine Bitte an Sie noch ein-

mal, dies in der Bevölkerung zu kommunizieren. 

Darüber, wie man das im Einzelnen macht, gibt 

es verschiedene Vorstellungen. Aber sicherlich 

werden die Immunologie, Virologie und Epidemio-

logie ihren Beitrag leisten, und die Wissenschaft-

ler und Wissenschaftlerinnen sind sicherlich sehr 

gern bereit, Sie zu unterstützen. 

Nun noch kurz zur Struktur von COFONI, dem 

Corona-Forschungsnetz Niedersachsen, das Herr 

Schüth schon in weiten Teilen vorgestellt hat.  

Für COFONI haben wir die schon erwähnte gute 

Situation in Niedersachsen nutzen und die Coro-

na-Forschung sowohl konzertant als auch ver-

netzt und interdisziplinär aufstellen können. Dabei 

haben wir verschiedene Bereiche der Corona-

Forschung um eine Technologieplattform subsu-

miert, d. h. es gibt epidemiologische Modellierun-

gen und Vorhersagen als ein Projektteil. Auch 

geht es um die Entwicklung und den Aufbau anti-

viraler Strategien. Das reicht von den Wirkstoffen 

bis hin zu Impfstoffen. Die digitale Infektionsmedi-

zin ist ein drittes Thema, und schließlich geht es 

um die Entschlüsselung der pathophysiologi-

schen Mechanismen von SARS-CoV-2.  

Dass es diese vier Sub-Bereiche gibt, spiegelt die 

Aufstellung hier in Niedersachsen wider. Alle vier 

Aspekte sind an den Standorten der Tierärztli-

chen Hochschule, der Medizinischen Hochschule, 

des HZI und last, but not least, hier in Göttingen 

besonders stark vertreten, sowohl universitär als 

auch in Kooperation mit dem DLR und den hier in 

Göttingen ansässigen Max-Planck-Instituten. Frau 

Priesemann und Herr Schüth haben schon auf 

die Beteiligung der Max-Planck-Gesellschaft hin-

gewiesen.  

Dass wir dieses Netzwerk zu den Schlüsselthe-

men etablieren konnten, ist ein niedersächsisches 

Alleinstellungsmerkmal, auf das wir stolz sein 

können und das letztlich auch dazu geführt hat, 

dass viele Forscherinnen und Forscher aus Nie-

dersachsen zu den aktuellen Themen befragt 

werden.  

Seit dem Spätherbst ist die Finanzierung von 

COFONI mit 8,4 Millionen Euro aus dem Nach-

tragshauhalt grundsätzlich positiv beschieden. 

Wir warten im Moment noch händeringend auf die 

Freigabe der Gelder, um starten zu können. Wir 

würden das lieber heute als morgen tun.  

Diese Gelder werden wir qualitätsgesichert aus-

geben. Das soll heißen: Aus den vier Themenbe-

reichen, die ich gerade genannt habe, können die 

Institute hier in Niedersachsen an das Leitungs-

gremium von COFONI Projektanträge stellen, die 

dann qualitätsgesichert extern begutachtet wer-

den, bevor sie bewilligt werden können.  

Parallel werden wir die Technologieplattform auf-

bauen, die aus Modellen und Datenbanken be-

steht und verschiedene biomolekulare und zellu-

läre Techniken vorhält, auf die alle zugreifen kön-

nen.  

Unsere Stärke ist meiner Meinung nach einmal 

mehr, dass wir hier die Ressourcen optimal nut-

zen, dass wir nicht redundant, aber trotzdem in-

terdisziplinär arbeiten, um so dieses Wissen mög-

lichst schnell zu translatieren und disseminieren, 

also zu verteilen, um darauf aufbauen zu können 
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und es letztlich der Bevölkerung zugutekommen 

zu lassen.  

So weit von meiner Seite die Zusammenfassung 

und die Fokussierung auf die mir besonders wich-

tigen Aspekte. Zu den anderen Aspekten darf ich 

auf meine schriftliche Stellungnahme und auf die 

Stellungnahmen der Vorrednerin und der Vorred-

ner verweisen. Ich danke Ihnen.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Vielen Dank für 

den Impuls und auch für die schriftliche Stellung-

nahme mit weiteren Aspekten.  

Prof. Dr. Gunnar Duttge (wissenschaftliche Be-

gleitung):Herr Professor Wienands, wie würden 

Sie die Verlässlichkeit der beiden jetzt vorrangig 

infrage stehenden Impfstoffe - ich ergänze gleich: 

insbesondere für jene Altersgruppen, in denen sie 

nicht geprüft wurden - einschätzen? Denn es gibt 

ja nur begrenzte Lebensalter der Kontroll- und 

Bewertungsgruppen. 

Ich sage ein wenig unbescheiden: Als früheres 

Mitglied einer Ethikkommission am Uni-Klinikum 

weiß ich, dass es angesichts des allgemeinen 

Drucks, Impfstoffe möglichst schnell auf den Weg 

zu bringen, keine fixe, objektive Grenzlinie gibt, 

ab wann man, was die Sicherheit und Wirksam-

keit anbelangt, das Ufer erreicht hat, und dass 

dies bis zu einem gewissen Grad auch für die 

Prüfweise in ethischer Hinsicht gilt. Deswegen 

kennen wir die Phase-IV-Stufe nach entspre-

chender Zulassung der Arzneimittel.  

Wie würden Sie das also generell einschätzen, 

insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Er-

fahrung mit mRNA-basierten Impfstoffen in der 

Vergangenheit, anders als mit anderen, etablier-

ten Wirkstoffen, nicht allzu groß gewesen ist, und 

dies insbesondere mit Blick auf die Lebensalters-

gruppen, die noch gar nicht einbezogen worden 

sind? Soweit ich weiß, liegt das Mindestlebensal-

ter für den BioNTech-Impfstoff laut Angabe des 

Herstellers bei 16 Jahren. Bei Moderna wird es 

nicht anders sein.  

Wie schätzen Sie darüber hinaus die Immunisie-

rung selbst ein? Diese Frage bewegt uns ja alle in 

der Gesellschaft. 

Zur Prävention haben Sie in Ihrer schriftlichen 

Stellungnahme drei Stichworte genannt: die 

Überwachung, die Genotypisierung oder Sequen-

zierung, und das Dritte war etwas unspezifisch 

mit der Wendung formuliert, dass wir doch mit 

Blick auf künftige Pandemien vorbereitende Maß-

nahmen für die Entwicklung und den Einsatz von 

Impfstoffen treffen sollten. Was könnten Sie sich 

unter „vorbereitenden Maßnahmen“ für die Zu-

kunft mit Blick auf die Etablierung künftig benötig-

ter Impfstoffe konkret vorstellen? 

Prof. Dr. Jürgen Wienands: Das waren vier Fra-

genpakete, die zentrale Aspekte auch der öffent-

lichen Wahrnehmung betreffen.  

Ich fange mit der Verlässlichkeit der Impfstoffe an. 

Ohne mich herausreden wollen, ist die Datenlage 

hierzu im Moment ebenfalls noch dünn. Aber die 

Studien I bis III der Impfstoffhersteller zeigen eine 

sehr gute Verträglichkeit an. Für mich ist es schon 

eine zentrale Aussage, dass die Ersten, die ge-

impft wurden, weniger jene sind, die bei diesen 

Studien zunächst als Probandinnen und Proban-

den zur Verfügung standen, sondern dass es die 

älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger sind, die - 

das wird uns alle irgendwann treffen - in ihrer 

Konstitution nicht mehr so rüstig sind wie die 16- 

bis 20-Jährigen. Zu dieser Gruppe liegen, zumin-

dest nach meiner Erkenntnis, noch keine beson-

deren Berichte zu Unverträglichkeiten vor. Natür-

lich ist grundsätzlich noch abzuwarten, ob es 

Spätfolgen der Impfung geben wird. Das können 

wir nicht vorhersagen.  

Mit Blick auf die mRNA-Impfstoffe - diese haben 

Sie ja explizit angesprochen - muss man sagen: 

Ja, das ist ein neues Verfahren. Aber die mRNA-

Impfstoffe haben, auch experimentell nachgewie-

sen, das „Problem“, dass sie dem Immunsystem 

nicht sehr lange zur Verfügung stehen, dass sie 

dem Immunsystem nicht so lange wie klassische 

Lebend- oder Totimpfstoffe präsentiert werden 

können. Dem ist man seitens der Hersteller nach-

gekommen, indem man die RNA modifiziert hat, 

sodass sie langlebiger ist. Insoweit bin ich wie 

meine Kolleginnen und Kollegen in der Immuno-

logischen Gesellschaft, aber auch in der STIKO 

optimistisch, dass die Verträglichkeit sehr positiv 

zu bewerten ist.  

Was die Wirksamkeit angeht, so liegt diese in der 

Größenordnung von 90 %. Auch hier wird es Un-

terschiede zwischen jüngeren und älteren Ge-

impften geben. Die Wirksamkeit ist bei Älteren ge-

ringer. Das ist schon mehr oder weniger belastbar 

herausgefunden worden. In diesem Zusammen-

hang ist es interessant zu wissen, dass die Effizi-
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enz der beiden mRNA-Impfstoffe am Tag 7 nach 

der zweiten Impfung gemessen wird. - Sie alle 

wissen, dass man eine zweite Impfung benötigt, 

um den Impfschutz zunächst kurzfristig aufzu-

bauen.  

Die Frage nach der Immunisierung allgemein ha-

be ich so verstanden, dass sie darauf abhebt, wie 

viel Immunisierung notwendig ist, um die berühm-

te Herdenimmunität zu erzielen. Darauf lautet 

meine ganz klare Antwort: Je mehr, umso besser! 

Wir werden diese Herdenimmunität sicherlich 

nicht mit einer 50-prozentigen Durchimpfung er-

reichen können. Die Zahlen sind natürlich auch 

vom Pathogen abhängig, aber die grundsätzliche 

Annahme liegt weit im 75- bis 80-prozentigen Be-

reich, bei einigen Pathogenen sicherlich noch hö-

her.  

Ich möchte - deswegen bin ich für diese Frage 

ganz besonders dankbar - noch auf einen Aspekt 

hinweisen. Letztlich reden wir hier auch über den 

Aspekt der Impfpflicht. Das ist ganz klar. Wenn es 

in der Bevölkerung bestimmte Subpopulationen 

gibt, die nicht geimpft sind, dann stellen diese ein 

Reservoir dar, das letztlich auch Virusmutanten 

befördert. Dies sollte und muss im Zuge der Impf-

pflicht berücksichtigt werden. Über den ethisch-

moralischen Aspekt und vielleicht auch über den 

sozio-ökonomischen Aspekt möchte ich mich als 

Immunologe nicht äußern. Aber meine Tendenz 

entnehmen Sie meinen Darlegungen vielleicht 

dennoch.  

Was die Vorbereitung angeht, so ist das in meiner 

Stellungnahme vielleicht etwas rudimentär be-

schrieben. Eigentlich hatte ich, auch mit Blick auf 

die aktuellen Probleme, an administrative Aspekte 

und daran gedacht, dass man grundsätzlich Impf-

zentren und die Vergabe organisiert und vorberei-

tet, einmal mehr vor dem Hintergrund, dass wir 

nicht vorhersagen können, ob die nächste Pan-

demie oder Epidemie ein Virus oder ein MRSA-

Bakterium sein wird.  

Die Verteilung, die Strukturierung der Immunisie-

rung ist sicherlich verbesserungswürdig. Das ist 

nicht als Anklage gemeint; denn in diesem Aus-

maß gab es keine Vorlage, gibt es kein Templat, 

nach der und dem zu handeln war. Bei aller Kritik 

muss man berücksichtigen und kommunizieren, 

dass das ein Novum ist und dass man eigentlich 

auch mit Blick auf die Immunisierung und auf die 

Impfstrategien in unseren Nachbarländern nicht 

schlecht dasteht. Das kann sicherlich noch positi-

ver transportiert werden.  

Ich hoffe, die Fragen beantwortet zu haben. Oder 

habe ich einen Aspekt vergessen? 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Duttge sieht zufrieden aus. Also sind seine Fra-

gen beantwortet worden. Vielen Dank auch für 

die Einbringung dieses Fragenkomplexes! 

Ich schaue noch einmal in die Runde, ob es wei-

tere Fragen an Herrn Professor Wienands gibt. -

Das ist nicht der Fall.  

Herzlichen Dank, Herr Professor Wienands, für 

Ihre heutige Teilnahme, für das Einbringen der 

wichtigen Impulse und auch für die schriftliche 

Stellungnahme. Ich fand es gut, dass Sie am En-

de Ihrer Ausführungen noch einmal beschrieben 

haben, dass es für all das keine Vorlage, kein 

Schema F gab, nach dem man das hätte abarbei-

ten können. Zu klären, wie es abgearbeitet wer-

den kann, ist genau die Aufgabe, die dieser Aus-

schuss sich gestellt hat. Ich hoffe, dass wir einen 

Beitrag hierzu leisten können, und danke für die 

Unterstützung, die Sie für unsere Arbeit schon ge-

leistet haben. 

Herzlichen Dank, und auch für Sie persönlich al-

les Gute, weiterhin viel Kraft und vor allem auch 

Gesundheit! - Das war ja zwischendurch einmal 

eine Floskel, aber dieser Satz ist heutzutage um-

so wichtiger.  

Prof. Dr. Jürgen Wienands: Danke an Sie, wei-

terhin viel Erfolg an alle! 

Dr. Petra Bahr 

Mitglied des Deutschen Ethikrates 

Regionalbischöfin für den Sprengel Hannover der 

ev.-luth. Landeskirche Hannovers 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 11 

Aufgrund technischer Probleme bei der Video-

übertragung wurde die Stellungnahme auf die 

Sitzung am 8. Februar 2021 verschoben. 
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Prof. Dr. Michael Baumann 

Vorstandsvorsitzender und Wissenschaftlicher 

Vorstand des Deutschen Krebsforschungszen-

trums Heidelberg 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 7 neu 

Prof. Dr. Michael Baumann: Ich möchte nur die 

beiden Punkte aufgreifen, für die das DKFZ eine 

kompetente Institution ist.  

Sie haben in Ihrem ersten Frageblock gefragt, in-

wieweit die verschiedenen Forschungseinrichtun-

gen vernetzt sind und wie gut das in der Pande-

mie funktioniert hat. - Das hat aus unserer Sicht 

sehr gut funktioniert. Die Forschungseinrichtun-

gen in Deutschland, aber auch international, so-

fern sie international unterwegs sind, sind sehr 

gut vernetzt. In Deutschland hat die Vernetzung 

der universitären und der außeruniversitären Ein-

richtungen sicherlich auch durch die Deutschen 

Zentren für Gesundheitsforschung, die in ver-

schiedenen Bereichen eingerichtet worden sind, 

in den letzten zehn Jahren einen großen Sprung 

gemacht. Das hat sich aus meiner Sicht in der 

Pandemie sehr ausgezahlt, weil dadurch For-

schungs- und auch Bewertungsprozesse sehr viel 

besser abgelaufen sind, als ich mir das vor 10 

oder 15 Jahren vorstellen konnte. Insoweit, denke 

ich, ist die Wissenschaftslandschaft sowohl in 

Deutschland als auch international sehr gut auf-

gestellt gewesen. 

Ich will ein persönliches Beispiel nennen: Ich ha-

be bereits im Januar letzten Jahres sowohl mit 

chinesischen als auch mit italienischen Kollegen 

sehr häufig konferiert, um die Situation für uns 

einschätzen zu können, und ich weiß, dass viele 

meiner Kollegen das genauso gemacht haben. 

Das zeigt, wie zumindest die großen internationa-

len Forschungseinrichtungen hier in Deutschland, 

aber sicherlich auch viele Einzelpersönlichkeiten 

international vernetzt sind.  

Wir haben bereits Ende Januar bzw. Anfang Feb-

ruar bei uns im DKFZ die klare Festlegung getrof-

fen, dass wir nicht schließen werden, weil es uns 

in einer Gesundheitskrise nicht vernünftig vorge-

kommen ist, Gesundheitskapazitäten und Bewer-

tungskapazitäten einzuschränken. Wir haben die 

entsprechenden Vorbereitungen getroffen und 

haben das auch in unseren Netzwerken kommu-

nizieren können, sodass uns immer klar war, was 

wir an welchem Standort mit welchem Partner tun 

können. 

Zu Frage 2 und Frage 3 möchte ich nur Stellung 

nehmen, wenn Sie später Fragen dazu haben, 

weil diese Themen nicht in unserem Fokus liegen.  

Zu Frage 4, welche Dinge zukünftig vermieden 

werden müssen, möchte ich aber aus der Sicht 

des Deutschen Krebsforschungszentrums in je-

dem Fall Stellung nehmen: 

Uns hat die Pandemie genau wie alle anderen 

beeindruckt. Sie ist gefährlich und hat auch un-

bedingt Konsequenzen erfordert. Aber sie verläuft 

zuungunsten von anderen Patientengruppen, die 

auch schwer und lebensgefährlich erkrankt sind, 

z. B. von Krebspatienten, die in Deutschland mo-

mentan nicht die Versorgung vorfinden, die sie 

sonst immer gehabt haben.  

In der jetzigen Situation sehen wir jeden Tag die 

Zahlen des Robert Koch-Instituts zur Pandemie. 

Das ist auch richtig und wichtig, aber es gibt nicht 

die gleiche Datenlage und die gleiche Einschät-

zung für andere genauso gefährliche und auch 

häufige Krankheiten, die vielleicht nicht akut zum 

Tode, aber eben auch zum Tode führen können. 

Dadurch können Ungleichgewichte entstehen, 

wovor wir während der ganzen Pandemie ge-

warnt haben. Das ist auch von dem einen oder 

anderen aufgegriffen worden.  

Zusammen mit der Deutschen Krebshilfe und der 

Deutschen Krebsgesellschaft haben wir bereits im 

März letzten Jahres eine Task Force gegründet, 

um genau dieses Problem anzugehen. Wir haben 

durch Telefonabfragen und dann schriftliche Ab-

fragen in Krebsbehandlungszentren selbst die 

Datenlage erwirken müssen, um herauszufinden, 

ob es jetzt Einschränkungen für Patienten gibt. 

Zusätzlich hat uns unser nationaler Krebsinforma-

tionsdienst am DKFZ eine Menge Rückfragen und 

besorgniserregende Äußerungen auch von Ein-

zelpersönlichkeiten zur Kenntnis gegeben.  

Hieran sehen wir etwas, was im deutschen Wis-

senschafts- und Gesundheitssystem in Zukunft 

unbedingt angegangen werden muss. Künftig 

müssen wir tagesaktuelle oder zumindest wo-

chenaktuelle Zahlen auch in anderen wesentli-

chen Gesundheitsbereichen zur Verfügung ha-

ben. Insoweit befinden wir uns im Moment im 

Blindflug. Das kann eine Nation wie Deutschland 

Patienten, die lebensgefährlich erkrankt sind, 

nicht zumuten. 
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Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Baumann, ich danke Ihnen ganz herzlich für die 

schriftliche Stellungnahme und dafür, dass Sie 

auf die aus Ihrer Sicht wichtigen Fragestellungen 

eingegangen sind.  

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD): Herr Baumann, 

herzlichen Dank für diese andere Sichtweise auf 

das, was an Forschung und an Pandemiebe-

kämpfungsmaßnahmen schon zu Recht viel ge-

lobt worden ist. Wir haben Sie natürlich auch 

deswegen eingeladen, weil Sie den Blick auf eine 

andere, sehr wichtige Patientengruppe in diesem 

Land haben. 

Es ist gut, dass Sie sehr schnell reagiert und eine 

Taskforce gebildet haben, um überhaupt an öf-

fentliche Zahlen heranzukommen. Auf der ande-

ren Seite ist es angesichts der Tatsache, dass, 

wie wir festgestellt haben, schon sehr viel Geld 

für die Forschung darüber, wie wir mit der Pan-

demie bestmöglich umgehen können, investiert 

worden ist, erschreckend, dass offensichtlich - je-

denfalls entnehme ich das Ihren Aussagen - zu 

wenig Geld in den Bereich geflossen ist, in dem 

wir andere Patientengruppen schützen und dafür 

sorgen können, dass sie zu ihrem Recht kom-

men. Man könnte sich theoretisch vorstellen, dass 

man parallel auch schon einmal eine Untersu-

chung der Versorgungsforschung darüber aufge-

setzt hätte, wie viele Operationen von Krebspati-

enten abgesagt werden, wie viele Krebspatienten 

gar nicht erst Ambulanzen aufsuchen, weil sie 

Angst haben, sich anzustecken, was gerade für 

Blutkrebspatienten oder bei Patienten, die unter 

Chemotherapie stehen, hoch gefährlich sein 

kann. Eine begleitende Forschung, damit man 

zumindest Schlaglichter hat, die aber auch abge-

sichert sind und nicht nur auf Telefonaten beru-

hen, wäre hier sinnvoll gewesen.  

Insoweit die Frage an Sie: Welche Strukturen 

müssten aus Ihrer Sicht im Falle einer weiteren 

Pandemie, sei sie bakteriell oder viral, oder auch 

im Falle anderer gesundheitlich relevanter Krisen 

geschaffen werden, damit relevante Patienten-

gruppen mit lebensgefährlichen Erkrankungen 

nicht wieder hinten herunterfallen? Was müssen 

wir also begleitend zu dieser Krise schnell wissen, 

damit wir eine Schlechterversorgung verhindern 

oder möglichst gering halten können? 

Prof. Dr. Michael Baumann: Das will ich gern 

beantworten. Zuvor will ich nur richtigstellen: Wir 

haben initial mit Telefonaten begonnen; seit dem 

letzten April laufen durchgehend schriftliche Be-

fragungen, die semi-quantitativ über alle Regio-

nen Deutschlands hinweg die großen Behand-

lungszentren im Auge haben. Diese Daten haben 

wir für die erste Welle im Ärzteblatt publiziert, und 

diese geben wir auch an den politischen Raum 

weiter.  

Das reicht aber nicht aus, und es ist auch nicht 

die primäre Aufgabe der Deutschen Krebshilfe, 

der Deutschen Krebsgesellschaft und des Deut-

schen Krebsforschungszentrums, dies zu tun. So 

etwas muss vielmehr aus Registerdaten heraus 

entstehen.  

In Deutschland gibt es seit Jahren Bestrebungen, 

Krebsregister zu optimieren. Sie sind aber admi-

nistrativ extrem komplex aufgestellt. Zunächst 

wird eine Sammlung in einzelnen Kliniken durch-

geführt, dann wird oftmals ein regionaler Zwi-

schenschritt eingezogen, danach gehen die Da-

ten ins Landeskrebsregister ein, und dann wer-

den die Daten in ein nationales Krebsregister 

beim Robert Koch-Institut eingebracht. Hierdurch 

entsteht bei der Datenerhebung ein Verzug von 

ungefähr zwei Jahren.  

Das ist im Normalfall zwar wissenschaftlich nie 

optimal gewesen und bleibt auch hinter einer be-

trächtlichen Zahl anderer Nationen deutlich zu-

rück, aber es war in Ordnung; denn man musste 

nicht tagesaktuell bzw. sehr schnell reagieren.  

Jetzt sehen wir aber, dass dies in der Pandemie 

auf gar keinen Fall ausreicht. Dies muss man zum 

Anlass nehmen, um zu bewirken, dass zukünftig 

eine sehr viel schnellere Krebsregistrierung vor-

liegt, sodass schnell reagiert werden kann, wenn 

man sieht, dass Stadienverschiebungen stattfin-

den, dass einfach weniger Krebsfälle diagnosti-

ziert werden. Daraus kann man schon ableiten, 

dass es eine Verzögerung und damit eine Prog-

noseverschlechterung gibt.  

Akut kann man das nicht tun. Das ist eine Aufga-

be, die ich zwar, wenn man das wirklich will, in 

zwei bis vier Jahren für abschließbar halte - man 

sollte sie, wie gesagt, jetzt beginnen -, aktuell wird 

uns das trotzdem nicht helfen. Aber Projekte oder 

Programme könnten in einer großen, repräsenta-

tiven Stichprobe im Land in Praxen und in Häu-

sern Daten über Patienten erheben, die neu di-

agnostiziert werden. Wenn die Pandemie noch 

länger anhält, könnte man darüber nachdenken, 
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dies als einen Zwischenschritt einzuziehen. Das 

sollte allerdings nicht davon ablenken, dass man 

zukünftig ein robustes, langfristiges, schnelles 

und genaues Register in Deutschland braucht.  

Ich denke, das, was ich für Krebserkrankungen 

sage, gilt in ähnlicher Form für andere bedrohli-

che Krankheiten wie kardiologische oder neurolo-

gische Erkrankungen. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Herr Professor 

Baumann, ich habe zwei Nachfragen zu den feh-

lenden Daten, die Sie angesprochen haben.  

Gibt es denn Schätzungen Ihrerseits, wie viele 

Krebspatienten im letzten Jahr von verspäteten 

oder nicht durchgeführten Maßnahmen betroffen 

waren? 

Können Sie auch noch etwas dazu sagen, dass, 

wie es in den Medien immer heißt, geplante Ope-

rationen abgesagt wurden? Das wird immer in 

den Zusammenhang mit Hüftoperationen oder 

Ähnlichem gestellt. Können Sie sagen, ob auch 

Krebsoperationen darunter gefallen sind bzw. 

können Sie schätzen, wie viele Krebsoperationen 

darunter gefallen sind? 

Prof. Dr. Michael Baumann: Aus unseren eige-

nen Daten kann man für die erste Welle - für sie 

sind diese, wie gesagt, im Ärzteblatt publiziert - 

glücklicherweise keine flächendeckende Ein-

schränkung von gravierenden Maßnahmen wie 

Krebsoperationen in irgendeinem systematischen 

Sinne feststellen. Aber wir haben Einschränkun-

gen in vielen anderen ganz wichtigen Bereichen 

gesehen, so bei der Betreuung und auch bei Vor- 

und Nachuntersuchungen der Patienten, aller-

dings z. B. nicht bei der Strahlentherapie, nicht 

bei der Krebsoperation und anscheinend auch 

nicht bei der Medikamentenuntersuchung. Dies 

gilt, wie gesagt, für einer flächige Betrachtung.  

Wir haben das immer mit unserem Krebsinforma-

tionsdienst abgeglichen, der pro Jahr etwa 40 000 

Anfragen persönlich und über 10 Millionen Anfra-

gen, die im Internet gestellt werden, beantwortet. 

Dabei konnten wir schon sehen, dass einzelne 

Patienten durchaus gravierende Einschränkun-

gen erlebt haben. Es hat immer Einzelfälle gege-

ben, dass ein Patient etwa gesagt hat, er werde 

nicht operiert, obwohl er ein neu diagnostiziertes 

Bronchialkarzinom habe, das jetzt noch heilbar 

sei; seine Operation werde immer wieder ver-

schoben. Diese Menschen konnten wir in der ers-

ten Welle über die Krebsinformationsdienste be-

raten, und wir konnten Plätze an anderen Be-

handlungszentren in Deutschland für sie finden. 

Die Fälle, die uns bekannt geworden sind, konn-

ten wir auch betreuen, und diesen Menschen 

konnten wir auch helfen.  

In der zweiten Welle sieht das leider anders aus. 

Jetzt sehen wir über die großen, führenden deut-

schen Krebsbehandlungszentren auch Ein-

schränkungen bei der Tumoroperation, die bei 10, 

20 oder auch 30 % liegen können. Das sind na-

türlich Verschiebungen, aber das ist massiv. 

Wenn ich mir die Zahlen der Intensivstationen an-

sehe, die ja bei einer Tumoroperation auch immer 

zur Verfügung gehalten werden müssen, dann ist 

auch klar, woran diese Verschiebungen liegen. 

Sie liegen tatsächlich an den Intensivkapazitäten, 

die für COVID-Patienten freigehalten werden 

müssen, was auch nachvollziehbar ist.  

Im Oktober, November und Dezember haben wir - 

dazu schreibe ich gerade gemeinsam mit Kolle-

gen einen Artikel - Patienten mit Krebserkrankun-

gen in Deutschland systematisch angeboten, eine 

Operation z. B. eben nicht in Sachsen durchfüh-

ren zu lassen, sondern nach Schleswig-Holstein 

oder nach Niedersachsen zu gehen; denn dort 

waren zu diesem Zeitpunkt die Kapazitäten nicht 

ausgenutzt, und ein Krebspatient kann in aller 

Regel mit dem Zug zu einer solchen Behandlung 

fahren und dort betreut werden. Das ist nicht wie 

bei einem COVID-Patienten ein Flugtransport o-

der ein ärztlich begleiteter anderweitiger Trans-

port.  

Das hätte man also tun können, wenn man denn 

diese Zahlen gehabt hätte, die wir leider nicht hat-

ten.  

Worüber ich gar keine Aussage treffen kann, ist, 

wie viele Krebsdiagnosen nicht erfolgt sind, weil 

keine Früherkennung stattgefunden hat oder 

Früherkennungsmaßnahmen zurückgestellt wor-

den sind oder weil Patienten in einer bestimmten 

Region nicht mit ersten Schmerzen in ein Ge-

sundheitssystem gehen wollten, das überlastet 

war. Eine schnelle Registrierung auch dieser Zah-

len würde uns natürlich immer helfen; denn dann 

wüssten wir das und könnten wir reagieren.  

In anderen Ländern, z. B. in England, gibt es 

Hochrechnungen darüber, zu wie viel substanziel-

len Todesfällen es in den nächsten fünf Jahren 

zusätzlich kommen wird. Dort gab es diese Zah-
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len einfach schneller, diese Zahlen haben Model-

lierern zur Verfügung gestanden, die relativ gut 

belastbare Hochrechnungen durchführen konn-

ten. Dabei haben sie fünfstellige Zahlen sowohl 

für England als auch für die USA berechnet. Das 

war im Spätsommer, d. h. die zweite Phase ist 

dabei noch nicht eingerechnet. Wir befürchten, 

dass ähnliche Zahlen auch für Deutschland rele-

vant werden, wenn wir die Daten in ein, zwei Jah-

ren werden auswerten können.  

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU): Herr Professor 

Baumann, weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. 

Vielen Dank, dass Sie uns für das Gespräch zur 

Verfügung gestanden haben, und herzlichen 

Dank auch für die schriftliche Stellungnahme und 

für das Beleuchten dieses ganz anderen Aspekts 

der Corona-Krise und der Bewältigung dieser 

Pandemie, für die Darstellung der Auswirkungen 

auf Patienten mit anderen Erkrankungen. 

Auch Ihnen weiterhin alles Gute und viel Kraft bei 

Ihrer wichtigen Aufgabe und vor allem Gesund-

heit! 

Prof. Dr. Michael Baumann: Das wünsche ich 

auch Ihnen allen. 

*** 



18. WP Sonderausschuss zur Aufarbeitung der bisher gewonnenen Erkenntnisse aus der Bekämpfung  Seite 41 
der COVID-19-Pandemie und - daraus schlussfolgernd - zur Vorbereitung auf künftige  

pandemiebedingte Gesundheits- und Wirtschaftskrisen  
- 4. Sitzung am 18. Januar 2021 (öffentlich) 

Tagesordnungspunkt 2: 

Terminierung der Abläufe und Inhalte der 

nächsten Sitzungen 

 

Arbeitsweise des Ausschusses 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU) bat darum, alle In-

formationen für den Ausschuss an Frau Kahlert-

Kirstein und Frau Stürzebecher von der Land-

tagsverwaltung über das Postfach des Sonder-

ausschusses Pandemie zu leiten, sodass die 

Weiterleitung der Informationen an den entspre-

chenden Verteiler und alle weiteren Beteiligten 

sowie immer eine transparente Information für al-

le gewährleistet seien. 

Ebenso werde er dafür sorgen, dass alle Schrei-

ben, die an ihn als Vorsitzenden dieses Aus-

schusses gerichtet würden, an die Landtagsver-

waltung weitergeleitet würden, sodass alle Betei-

ligten über denselben Wissens- und Sachstand 

verfügten. 

Auch für Prof. Dr. Duttge und Herrn Dr. Lammers, 

die die wissenschaftliche Begleitung des Aus-

schusses sowie die Erstellung des Abschlussbe-

richts übernommen hätten, seien Frau Kahlert-

Kirstein und Frau Stürzebecher sowie er, See-

fried, die ersten Ansprechpartner.  

Daneben sei es wichtig, dass auf der Arbeitsebe-

ne die Referenten aufseiten der Fraktionen, die 

sich bereits untereinander vernetzt hätten, auch 

Herrn Prof. Dr. Duttge und Herrn Dr. Lammers in 

ihr Netzwerk einbezögen, sodass sie sich auch 

untereinander austauschen könnten. Um die 

Übersichtlichkeit zu wahren, sollten jedoch Hin-

weise und Berichte, die für den Abschlussbericht 

als wichtig erachtet würden, nicht direkt Herrn 

Prof. Dr. Duttge zugeleitet werden bzw. sollte 

man sich zu diesem Zweck nicht direkt an ihn 

wenden, sondern sollte dies zunächst in der je-

weiligen Fraktion gesammelt und dann über die 

Ausschussreferenten oder Obleute an Herrn Prof. 

Dr. Duttge weitergegeben werden. Wichtig sei, 

dass auch dabei alle Beteiligten über denselben 

Wissens- und Sachstand verfügten, mit welchen 

Unterlagen Herr Prof. Dr. Duttge und Herr 

Dr. Lammers arbeiteten. 

Alles, was in den Abschlussbericht einfließen sol-

le, müsse auch Sachstand im Ausschuss gewe-

sen sein. Insofern könnten nur Unterlagen, die 

entweder in einer Ausschusssitzung behandelt, 

im Rahmen einer Anhörung zur Verfügung ge-

stellt oder einer Niederschrift beigefügt worden 

seien, Eingang in den Abschlussbericht finden. 

Selbstverständlich ständen er, Seefried, als Vor-

sitzender sowie die Abg. Dr. Wernstedt als stell-

vertretende Vorsitzende und auch die Obleute der 

Fraktionen als Ansprechpartner zur Verfügung. 

Ziel sollte es sein, eine transparente und für alle 

nachvollziehbare Struktur für die Arbeit dieses 

Ausschusses zu schaffen - also kein direkter Aus-

tausch unter vier Augen, sondern immer auf Au-

genhöhe für alle und gleichermaßen transparent. 

Von dem Vorsitzenden um Stellungnahmen zu 

seinem Vorschlag für die Arbeitsweise des Aus-

schusses gebeten, erklärte sich Abg. Helge Lim-

burg (GRÜNE) mit diesen Verfahrensweisen ein-

verstanden. Er hielt es für wichtig, dass alle As-

pekte, die in den Abschlussbericht einfließen soll-

ten, in irgendeiner Form Thema im Ausschuss 

gewesen sein müssten, sodass alle Beteiligten 

die Gelegenheit hätten, sie zur Kenntnis zu neh-

men und zu bewerten. 

Der Vertreter der Fraktion der Grünen führte an, 

dass sich der Ausschuss möglichst auch darüber 

verständigen sollte, inwieweit in den Abschluss-

bericht auch Minderheitenauffassungen mit ein-

fließen sollten. Bei dem Sonderausschuss „Stär-

kung der Patientensicherheit und des Patienten-

schutzes“ in der vergangenen Wahlperiode sei es 

gelungen, sich Zeile für Zeile auf einen gemein-

sam getragenen Abschlussbericht zu verständi-

gen. Dies sei seiner Auffassung nach auch in die-

sem Fall erstrebenswert. Möglicherweise werde 

das aber bei diesem Ausschuss nicht bei allen 

Aspekten gelingen. Insofern schlage er vor, in 

diesem Abschlussbericht dann, ähnlich wie in den 

schriftlichen Berichten über Gesetzgebungsver-

fahren, auch die Gegenargumente bzw. anderen 

Aspekte mit aufzuführen. Eine Alternative bestün-

de darin, den Fraktionen - wie bei Untersu-

chungsausschüssen - die Gelegenheit zu eigenen 

Stellungnahmen zu geben. Nach außen würde 

dann allerdings das Signal gegeben, dass zwi-

schen den Fraktionen Kontroversen beständen. 

Daher spreche er, Limburg, sich dafür aus, Mei-

nungen, die nicht mehrheitlich getragen würden, 

gleichwohl in den Abschlussbericht aufzunehmen. 

Er könnte aber auch mit der andere Variante le-

ben. 
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Abg. Jens Nacke (CDU) plädierte dafür, den Ver-

such zu unternehmen, sich auf einen gemeinsa-

men Abschlussbericht - gegebenenfalls mit unter-

schiedlichen Aspekten, die in die Beratung einge-

bracht worden seien - zu verständigen, zumal der 

Ausschuss mehr den Charakter eine Enquete-

kommission habe. 

Unter Hinweis darauf, dass der Ausschuss den 

Block „Parlamentarische Arbeit in Zeiten einer 

Pandemie“ bereits abgeschlossen habe, die Re-

sümees der Fraktionen dazu allerdings relativ 

konträr seien und wohl nicht auf einen gemein-

samen Nenner gebracht werden könnten, warf 

Abg. Christian Grascha (FDP) die Frage auf, wie 

dieses Ergebnis konkret im Abschlussbericht zum 

Ausdruck gebracht werden könnte. 

Abg. Wiard Siebels (SPD) ging davon aus, dass 

hierzu im Abschlussbericht genauso wie in den 

schriftlichen bzw. mündlichen Berichten über Ge-

setzgebungsverfahren dargelegt werden könne, 

welche Positionen die Koalitionsfraktionen vertre-

ten hätten und welche Stellungnahmen die Oppo-

sitionsfraktionen dazu abgegeben hätten, sodass 

beide Seiten in diesem Abschlussbericht ihren 

Niederschlag fänden. 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU) führte an, dass 

die besondere Kunst bei Herrn Prof. Dr. Duttge 

und Herrn Dr. Lammers liege, aus den verschie-

denen Inhalten die gemeinsamen Punkte heraus-

zustellen und bei denjenigen Punkten, bei denen 

Differenzen beständen, diese andere Betrach-

tungsweise darzustellen. So sei beispielsweise 

bei der Anhörung in der heutigen Sitzung das 

gemeinsame Ziel zum Ausdruck gekommen, die 

Infektionszahlen insgesamt möglichst niedrig zu 

halten. Über den Weg dahin hätten allerdings un-

terschiedliche Auffassungen bestanden. Dies 

werde dann sicherlich auch Niederschlag im Ab-

schlussbericht finden. 

Er habe jedoch immer noch etwas Hoffnung, dass 

man im Zuge der aktuellen Pandemie und der Ar-

beit des Ausschusses auch dazu in der Lage sein 

werde, dazuzulernen, auch Meinungen zu erwei-

tern und auf der Grundlage des neuen Wissens 

vielleicht auch Positionen zu verändern, sodass 

sich vielleicht auch die Resümees zu dem ersten 

Themenblock bis zum Ende der Beratungen im 

Ausschuss an der einen oder andere Stelle über-

holten. Bis zum September lägen ja noch einige 

Monate und noch viel Expertenwissen vor dem 

Ausschuss. Am Ende würden vielleicht an der ei-

nen oder anderen Stelle noch deutlich mehr ge-

meinsame Positionen herauskommen, weil es ja 

das gemeinsame Ziel sei, eine Handreichung für 

die Zukunft zu gestalten, die dann an einigen 

Stellen eine große gemeinsame Leitlinie bilden 

könne und an manchen Stellen auch mit Frage-

stellungen in Bezug auf ein anderes Vorgehen 

hinterleuchtet werden könne. 

Herr Prof. Dr. Duttge erklärte, dass er ebenso op-

timistisch und guter Hoffnung wie der Vorsitzende 

sei, dass es gelingen werde, zu einer gemeinsa-

men Textvorlage zu kommen, wenngleich dies im 

Falle dieses Sonderausschusses möglicherweise 

etwas anspruchsvoller und schwieriger als bei 

dem Sonderausschuss in der vergangenen Wahl-

periode sein werde. Er rate sogar dringend zu ei-

nem gemeinsam verfassten Abschlussbericht, 

weil - wie die Mehrheitsvoten und Minderheitsvo-

ten des Deutschen Ethikrates zeigten - das Mehr-

heitsvotum von heute möglicherweise das Min-

derheitsvotum von morgen und, umgekehrt, das 

Minderheitsvotum von heute möglicherweise das 

Mehrheitsvotum von morgen sein könne und sol-

che unterschiedlichen Voten, bei denen sich jeder 

das aussuchen könne, was er wolle, schnell an 

Nachdrücklichkeit und Überzeugungskraft bei 

dem interessierten Publikum bzw. der Öffentlich-

keit verlören. Insofern sollte unbedingt der Ver-

such hierzu unternommen werden. Er, Prof. Dr. 

Duttge, und Herr Dr. Lammers gäben ihr Bestes, 

um sukzessive gemeinsam mit dem Ausschuss 

zu einer einmütigen Textvorlage zu kommen. 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU) stellte das Ein-

vernehmen des Ausschusses über die darge-

stellte Arbeitsweise und die Ansprechpartner fest. 

 

Sitzungsplanung 

Vors. Abg. Kai Seefried (CDU) teilte mit, dass 

der Ausschuss in der Sitzung am 8. Februar 2021 

die unter TOP 1 begonnene Anhörung fortsetzen 

werde. Zugesagt hätten bereits 

- Herr Prof. Dr. Berthold Vogel, Geschäftsführen-

der Direktor, Soziologisches Forschungsinstitut 

Göttingen, 

- Herr Prof. Dr. Nico Dragano, Direktor des Insti-

tuts für Medizinische Soziologie, Universitätsklini-

kum Düsseldorf, 
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- Herr Prof. Dr. Tobias Welte von der Medizini-

schen Hochschule Hannover, 

- Herr Prof. Dr. Ansgar Gerhardus, Institut für 

Public Health und Pflegeforschung, Universität 

Bremen. 

Ferner werde in dieser Sitzung noch Frau 

Dr. Bahr - Mitglied des Deutschen Ethikrates und 

Regionalbischöfin für den Sprengel Hannover - 

angehört, deren Stellungnahme in der heutigen 

Sitzung wegen einer Störung ihrer Videoübertra-

gungstechnik nicht möglich gewesen sei. 

Im Anschluss daran werde, nachdem nun auch 

das Resümee der Fraktionen der SPD und der 

CDU zu dem Themenblock 1 „Parlamentarische 

Arbeit in Zeiten einer Pandemie“ vorliege, noch 

einmal, wenn gewünscht, eine kurze Aussprache 

darüber geführt und damit der Themenblock 1 

abgeschlossen werden können. 

Für die Sitzung am 22. Februar 2021 sei die Un-

terrichtung durch die Landesregierung - vermut-

lich durch die Ministerin für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung sowie durch den Minister für 

Wissenschaft und Kultur - geplant. Daran könnte 

sich dann sofort eine Aussprache zu diesem 

Themenblock anschließen. 

Der Vorsitzende stellte das Einvernehmen des 

Ausschusses über diese Sitzungsplanung fest. 

*** 
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